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1. Auftrag und Auftragsdurchführung

1.1 Gegenstand des Auftrags

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat die Bundesregierung in seiner Sitzung
am 14. Dezember 2022 u. a. in Bezug auf die stationären Pflegeeinrichtungen aufgefordert, zu
evaluieren, wie sich der Energieverbrauch der Einrichtungen in 2023 „unter dem Einfluss des Här-
tefallfonds“ entwickelt hat (Haushaltsausschuss, 20. Wahlperiode, Drucksache 3502).

Gegenstand des Auftrags ist die Evaluation der Entwicklung des Energieverbrauchs (Strom, Gas
und Fernwärme) der stationären Pflegeeinrichtungen nach Einführung des Härtefallfonds im Laufe
des Jahres 2023 (unter Betrachtung der Vergleichswerte aus 2022 sowie weiterer Vorjahre).

1.2 Ziele und zu klärende Fragestellungen

Zur Feststellung, ob und inwieweit sich die Inanspruchnahme des Härtefallfonds bzw. der Ergän-
zungshilfen im Sinn von § 154 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) auf den Energieverbrauch
(Strom, Gas und Fernwärme) der stationären Pflegeeinrichtungen ausgewirkt hat, ist es notwendig,
die dokumentierte Entwicklung des Jahres 2023 mit der Entwicklung des Vorjahres 2022 sowie
weiterer Vorjahre zu vergleichen.

Auftragsgemäß sind folgende Fragestellungen zu beantworten:

• Wie hat sich der Energieverbrauch bei den untersuchten Einrichtungen zwischen 2022 und
2023 entwickelt? Hat er sich erhöht oder vermindert oder ist er gleichgeblieben? Wie ist
dieser zu den vorherigen Jahren zu bewerten?

• Ist der festgestellte Trend verallgemeinerbar für alle Pflegeeinrichtungen?
• Inwieweit kann die Erhöhung oder Verminderung des Energieverbrauchs mit der Nutzung

der Mittel aus dem Härtefallfonds in Verbindung gebracht werden? Wie ist der Einfluss des
Härtefallfonds auf den Energieverbrauch der Einrichtungen insgesamt einzuschätzen?

• Was stellt in Bezug auf den Energieverbrauch eine zumutbare Einspargröße dar?
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2. Management Summary

Zur Feststellung, ob und inwieweit sich die Inanspruchnahme des Härtefallfonds bzw. der Ergän-
zungshilfen im Sinn von § 154 SGB XI auf den Energieverbrauch ausgewirkt hat, ist es notwendig,
die dokumentierte Entwicklung des Jahres 2023 mit der Entwicklung des Vorjahres 2022 sowie
weiterer Vorjahre zu vergleichen. Daten für Energieverbräuche von stationären Pflegeeinrichtun-
gen waren bislang bundesweit allerdings sehr wenig bzw. nur in Einzelerhebungen verfügbar.

Daher wurde eine Befragung von stationären Pflegeeinrichtungen über das Online-Umfragetool
LamaPoll durchgeführt. Insgesamt konnten hierüber Daten von 231 Einrichtungen für die Auswer-
tung genutzt werden. Zusätzlich erfolgte eine umfassende Datenerhebung des Energieverbrauchs
in einem standardisierten Erhebungsbogen auf Excel-Basis, um eine hinreichend wissenschaftlich
korrekte Auswertung durchführen zu können. Hierüber konnten Energiedatensätze von 122 teil-
nehmenden Einrichtungen ausgewertet werden. Aufgrund des Umfangs und der Zusammenset-
zung der Stichprobe ist davon auszugehen, dass die Ergebnisse repräsentativ sind.

Der Stromverbrauch ist in der Vergleichsbetrachtung der Jahre 2022/2021 pro m² im Mittel um
3,6 % und pro Bewohner:in um 4,5 % gesunken. Der Wärmeverbrauch pro m² ist im Mittel um
2,9 % und pro Bewohner:in um 3,4 % gesunken. Die stärkere Reduzierung pro Bewohner:in deutet
auf eine gestiegene Auslastung hin.

Nachdem die Energieverbräuche der Pflegeeinrichtungen bereits im Jahr 2022 gesunken waren,
konnte der Energieverbrauch im ersten Halbjahr 2023 nochmals reduziert werden. Für das erste
Halbjahr 2023 im Vergleich zum ersten Halbjahr 2022 wurden durchschnittlich 4 % Strom und 7 %
Wärme eingespart.

Die Analyse der Daten zeigt, dass die Stromverbräuche und der Energieverbrauch für die Wärme-
versorgung unabhängig vom Alter und einer Inanspruchnahme der Ergänzungshilfe bei der deut-
lich überwiegenden Anzahl der Einrichtungen gesunken sind. Im 1. Halbjahr 2023 haben gegen-
über dem Vorjahr 2022 sogar mehr Einrichtungen Energie eingespart als im
1. Halbjahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021:

• Strom-Verbrauch: Einsparungen bei 80 % der Einrichtungen (Vergleich 23-22) gegenüber
53 % (Vergleich 22-21)

• Wärme-Verbrauch: Einsparungen bei 82 % der Einrichtungen (Vergleich 23-22) gegenüber
59 % (Vergleich 22-21)

Hinsichtlich der Umsetzung von Energiesparmaßnahmen geben fast die Hälfte (47 %) der Teilneh-
menden an, dass sie bereits in den Jahren vor 2022 Energiesparmaßnahmen in ihren Pflegeein-
richtungen umgesetzt haben. Ca. zwei Drittel (65 %) setzen im Jahr 2022 oder 2023 weitere Ener-
giesparmaßnahmen um. Knapp 30 % haben bisher keine Energiesparmaßnahmen umgesetzt.

In Zusammenhang mit umgesetzten Maßnahmen zur Energieeinsparung wird deutlich, dass Pfle-
geeinrichtungen, die Maßnahmen umgesetzt haben, im Durchschnitt auch höhere Energieeinspa-
rungen verzeichnen konnten. Allerdings ist auch bei den Einrichtungen, die keine Energiesparmaß-
nahmen umgesetzt haben, eine Reduktion des Verbrauchs zu erkennen. Es ist zu vermuten, dass
einerseits nicht alle Maßnahmen angegeben wurden und andererseits die allgemeine gesellschaft-
liche Aufmerksamkeit gegenüber dem Thema und die Befürchtung der Einrichtungsträger, höhere
Energiekosten tragen zu müssen, ab Herbst 2022 zu energiebewussterem Verhalten in der Beleg-
schaft sowie auf Seiten der Träger geführt haben.

Die Mittel aus dem Härtefallfonds standen im Rahmen der Ergänzungshilfen nach § 154 SGB XI
faktisch erst ab März 2023 zum Abruf bereit. Der eigentliche Betrachtungszeitraum, in dem ein
Wirkungszusammenhang zwischen Ergänzungshilfen und Energieverbrauch zu unterstellen ist,
beginnt somit erst ab März 2023. Für die Erhebung des Energieverbrauchs, bei dem ein Zusam-
menhang zur Ergänzungshilfe unterstellt werden kann, standen demzufolge nur drei Monate zur
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Verfügung. Da die Energiedaten von Pflegeeinrichtungen oft nur als jährliche Abrechnungen vor-
liegen, wird die Datenbasis weiter begrenzt (siehe Kapitel 5.1). Für eine Datenbasis, die valide
Aussagen zu Wirkzusammenhängen ermöglicht, ist ein Vergleichszeitraum von mindestens einem
vollen Jahr empfehlenswert. In diesem Fall würde das eine Auswertung des Zeitraums von einem
Jahr nach Inkrafttreten der Ergänzungshilfen bedeuten.

Da sich eine Reduktion des Energieverbrauchs bereits in den vorherigen Zeiträumen zwischen
2022 und 2021 zeigt, ist nicht davon auszugehen, dass der Rückgang abMärz 2023mit den Mitteln
aus dem Härtefallfonds in Verbindung gebracht werden kann. Auch aufgrund des fehlenden mo-
netären Anreizes – in Form einer finanziellen Belohnung für die Reduzierung des Energiever-
brauchs – der Ergänzungshilfen aus § 154 SGB XI, ist zu unterstellen, dass die Entwicklung des
Energieverbrauchs nicht mit der Nutzung der Mittel aus dem Härtefallfonds in Verbindung gebracht
werden kann. An dieser Stelle ist anzumerken, dass die Reduzierung des Energieverbrauchs nicht
das primäre Ziel des Gesetzgebers war, sondern in erster Linie die Energiekostenbelastung abge-
federt werden sollten.

Möglicherweise könnte die in 2022 bestehende Unsicherheit, ob die hohen Preissteigerungen voll-
ständig über die Pflegesätze finanziert werden können, als Treiber für die weitergehende Umset-
zung von Maßnahmen zur Verminderung des Energieverbrauchs in 2023 identifiziert werden.

Der Wille, Energiekosten und die Emissionen schnellstmöglich zu reduzieren sowie Klimascha-
denskosten in Milliardenhöhe zu vermeiden, ist im Übrigen unter den Träger in der Langzeitpflege
weit verbreitet. Mit ihren Mitgliedsunternehmen bekennen sich die sozialwirtschaftlichen Verbände
zu ihrer ökologischen Verantwortung, darunter Caritas, Arbeiterwohlfahrt, Diakonie, Rotes Kreuz,
Lebenshilfe, Paritätischer Wohlfahrtsverband, BPA und ZWST.

Es ist daher davon auszugehen, dass die Bereitschaft, ökologische Verantwortung zu überneh-
men, die allgemeine Sensibilisierung in der Bevölkerung und damit auch bei den Mitarbeitenden
der Pflegeeinrichtungen zu verhaltensbezogenen Energiespareffekten beigetragen haben. Dies
kann auch eine Erklärung dafür sein, warum Einrichtungen, die der Angabe gemäß keine Energie-
sparmaßnahmen initiiert haben, ebenfalls einen Rückgang beim Energieverbrauch aufweisen.

Ob und in welchem Umfang es zu einer Verminderung des Energieverbrauchs gekommen ist,
hängt davon ab, welche Maßnahmen überhaupt kurzfristig umsetzbar waren und inwieweit diese
bereits in der Vergangenheit realisiert worden sind. Einschränkungen in der Beeinflussbarkeit er-
geben sich aufgrund von Outsourcing (z. B. Küche, Wäscherei) oder aufgrund der Wärmebedürf-
nisse oder der Selbstbestimmung der Bewohner:innen in ihren Räumen. Daneben liegen weitere
Hemmnisse in fehlenden personellen Ressourcen, Informationsdefiziten sowie in technischen As-
pekten (Alter des Gebäudes, Denkmalschutz, veraltete Technik). Des Weiteren sind im sog. Be-
treiber-Investor-Modell, in denen der Betreiber nicht Eigentümer der Immobilie ist, die Spielräume
des Betreibers zur Beeinflussung des Energieverbrauchs insbesondere auf nicht-investive Maß-
nahmen beschränkt. Bauliche Änderungen des Miet- oder Pachtgegenstandes, insbesondere Um-
und Einbauten, sind üblicherweise grundsätzlich nur im Einvernehmen der Vertragsparteien mög-
lich. Insbesondere eine energetische Sanierung läge hiernach im Zuständigkeitsbereich des Im-
mobilieneigentümers, der eine derartige Investition in der Regel nur dann realisieren wird, wenn
diese über eine Mietanhebung finanziert werden kann.

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages erwartet als Ergebnis der Prüfung für den
Krankenhausbereich die Empfehlung einer zumutbaren Einspargröße. In Bezug auf den Langzeit-
pflegebereich findet sich ein konkreter Ansatzpunkt für eine “Schadensminderungspflicht” in § 154
SGB XI selbst nicht. Möglicherweise lässt sich aus dem im Sozialrecht verankerten allgemeinen
Wirtschaftlichkeitsgebot ableiten, dass Pflegeeinrichtungen die Inanspruchnahme der Leistungen
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aus § 154 SGB XI auf das Notwendige beschränken sollten. Leistungen, die nicht notwendig sind,
dürften die Pflegekassen (eigentlich) nicht bewilligen.

Die Ermittlung einer zumutbaren Einspargröße setzt auch voraus, dass überhaupt noch wesentli-
che Potenziale zur Reduzierung des Energieverbrauchs bestehen bzw. noch nicht vollständig aus-
geschöpft worden sind. Die Analysen haben gezeigt, dass der weit überwiegende Anteil der Teil-
nehmenden bereits Energiesparmaßnahmen umgesetzt hat.

Wenn keine Verpflichtung zur Reduzierung des Energieverbrauchs besteht, setzt die Erwartung
einer zumutbaren Einspargröße voraus, dass Anreize zur Reduzierung des Energieverbrauchs be-
stehen. Aufgrund einer kostenbasierten Vergütungssystematik bestehen jedoch keine Anreize für
eine Verbrauchs- bzw. Energiekostenreduzierung, da diese die Kalkulationsbasis für die Pflege-
satzverhandlungen verringern.

Wenn die Pflegeeinrichtungen zur Reduzierung des Energieverbrauchs verpflichtet werden sollen,
wäre zunächst zu klären, welchen Beitrag Sozialimmobilien zur Erreichung der klimapolitischen
Ziele leisten können und sollen und wie Maßnahmen zur energetischen Sanierung über die geson-
derte Berechnung der Investitionskosten refinanziert werden.

In diesem Zusammenhang ist aber auch zu beachten, dass etwaige Mehrkosten zur Erreichung
erhöhter energetischer Standards entweder im Rahmen einer öffentlichen Förderung von den Län-
dern oder über die gesonderte Berechnung der Investitionskosten von den Pflegebedürftigen bzw.
den Sozialhilfeträgern im Rahmen der Hilfe zur Pflege nach SGB XII zu tragen wären.

Auf der anderen Seite können Maßnahmen zur Verbesserung der energetischen Standards auch
zu einer Absenkung der Energiekosten beitragen, so dass diese zur Entlastung der Pflegebedürf-
tigen bzw. der Sozialhilfeträger beitragen würden.

Und nicht zuletzt ist auch in den Blick zu nehmen, wie im Sinne der Generationengerechtigkeit
wachsende Lasten der Pflegeversorgung und des Sozialversicherungssystems so verteilt werden,
dass eine finanzielle Überforderung sowohl der Pflegebedürftigen als auch der Solidargemein-
schaft vermieden werden kann.
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3. Methodik und Vorgehensweise

3.1 Methodisches Vorgehen der LamaPoll-Befragung

Über das Online-Umfragetool LamaPoll erfolgte eine standardisierte Erhebung, um die erforderli-
chen Daten und Informationsquellen auszuwerten. Hierzu wurde zunächst festgestellt, über welche
Informationen die Pflegeeinrichtungen in der Regel zu ihrem Energieverbrauch verfügen.

Die LamaPoll-Umfrage ergänzt die eigentliche Erhebung zum Energieverbrauch und war der Er-
hebung der Energieverbräuche vorgelagert.

Hierüber wurden nach Abstimmung mit der Auftraggeberin online insbesondere ergänzende Infor-
mationen abgefragt, um Einflussfaktoren weitergehend zu betrachten, die den Energieverbrauch
von Pflegeeinrichtungen üblicherweise beeinflussen.

Die Befragung wurde daher unterteilt in folgende Eckpunkte (siehe für den vollständigen Fragebo-
gen Anlage A):

• Allgemeine Angaben zur Pflegeeinrichtung,
• Besonderheiten der Pflegeeinrichtung mit Einfluss auf den Energieverbrauch,
• Maßnahmen zur Energieeinsparung,
• Hinderungsgründe und Investitionen zur Energieeinsparung,
• Staatliche Unterstützung und Energieverbrauch.

In die Stichprobe wurden zufällig ausgewählte Einrichtungen in die Evaluation einbezogen. Die
Erhebung wurde so ausgestaltet werden, dass möglichst verallgemeinerungsfähige Aussagen ge-
troffen werden können. Das betrifft z. B. die Größe und das Baujahr der Einrichtungen. Ob statio-
näre Pflegeeinrichtungen bereits Investitionen zur Energieeinsparungen in den letzten Jahren vor-
genommen haben, wurde gesondert erfasst. Weitere ggf. zu beachtende strukturelle Merkmale der
Einrichtungen oder Witterungsverhältnisse, die Einfluss auf den Energieverbrauch haben könnten,
wurden bei der Durchführung der Erhebung berücksichtigt.

3.2 Erhebung spezifischer Daten zum Energieverbrauch

Auftragsgemäß wurde betrachtet, wie sich der Energieverbrauch bei den untersuchten Einrich-
tungen zwischen 2021 und 2023 entwickelt hat. Hierbei wurde in den Blick genommen, ob der
Energieverbrauch sich erhöht oder vermindert hat, ob er unverändert geblieben ist und wie diese
Veränderungen im Vergleich zu den vorherigen Jahren zu bewerten sind. Dafür wurden Daten
von Januar 2021 bis einschließlich Juni 2023 erhoben und ausgewertet.

Eine Analyse der Energieverbräuche in den Zeiträumen 2021 und 2022 wurde vorgenommen,
um zu klären, ob und in welchem Umfang bereits im Vorfeld der Ergänzungshilfe Energiespar-
maßnahmen umgesetzt worden sind.

Um weitergehend eine Betrachtung anzustellen, ob und in welchem Umfang die Gewährung der
Ergänzungshilfen Einfluss auf die Entwicklung des Energieverbrauchs genommen hat, erfolgte
quartalsweise eine differenzierte Vergleichsbetrachtung des Energieverbrauchs im Zeitraum ab
Oktober 2022 bzw. ab März 2023 mit den vorhergehenden Zeiträumen ab Januar 2021.

Die Energiedatenerhebung sollte für die Teilnehmenden so wenig aufwändig wie möglich gestal-
tet sein, damit nach der LamaPoll-Umfrage zusätzlich noch die Energiedaten abgegeben werden.
Dennoch ist eine umfassende Datenerhebung notwendig, um eine hinreichend wissenschaftlich
korrekte Auswertung durchführen zu können.

Eine einheitliche Auswertesystematik, die die komplexe und vor allem sehr unterschiedliche
Struktur der Energieversorgung und auch -erzeugung in den Einrichtungen abbildet, ist wesent-
lich für die Aussagekraft der Ergebnisse (siehe Abbildung 1).
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Ein Vergleich der jeweiligen eingekauften Energiemengen der Heime ist nicht ausreichend, da
bspw. in einem Blockheizkraftwerk (BHKW) ein Teil des Erdgases für die Stromerzeugung ge-
nutzt wird. Diese vor Ort erzeugte Strommenge wiederum reduziert die einzukaufende Strom-
menge. Eine Umrechnung ist beim Einsatz von BHKW, Wärmepumpen und Solaranlagen (ther-
misch sowie elektrisch) notwendig. Die verschiedenen Energiearten (Endenergie, z. B. Gas;
Strom) müssen also, unter Berücksichtigung der Energieumwandlung, entsprechend ihrer Nut-
zung in den Gebäuden (Erzeuger-Endenergie, z. B. Wärme) in der Berechnung berücksichtigt
werden. Von den vielen verschiedenen Energieflüssen in den Einrichtungen können durch die
Auswertesystematik die tatsächlichen Wärme- und Stromverbräuche dargestellt werden.

Wenn eine Einrichtung zusätzliche Energiezähler an weiteren Verbrauchsstellen angebracht hat
(auf der Seite der Nutzung in der Abbildung), können diese Verbräuche auch ausgewertet wer-
den.

Abbildung 1: Energieversorgung, -erzeugung und -verwendung in Pflegeeinrichtungen (Quelle: Solites)1

Für die große Anzahl an Datensätzen im Rahmen dieser Erhebung wurde die bisherige manuelle
Vorgehensweise angepasst und automatisiert, so dass eine effiziente Auswertung möglich ist.
Zur Abgabe der Energieverbräuche wurde den Teilnehmenden am Ende der LamaPoll-Umfrage
eine Exceldatei zur Verfügung gestellt. Diese beinhaltet allgemeine Angaben zur Pflegeeinrich-
tung, die sich teilweise mit der LamaPoll-Umfrage überschneiden, um die Daten von LamaPoll-
und Excel-Umfrage im Zuge der Auswertung verknüpfen zu können. Außerdem abgefragt wur-
den:

• Anzahl der Bewohner:innen im Mittel in den Jahren 2021, 2022 und 2023
• Beheizte Fläche im Bereich der vollstationären Pflege.

1 Solites hat das beschriebene Wissen bereits im Rahmen von vorherigen Projekten für die Energiedatenauswertung von in Summe
21 stationären Pflegeeinrichtungen pilothaft angewandt und eine einfache, allerdings stark manuelle Auswertemethodik erarbeitet.
Siehe auch: „Modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Umweltkommunikationskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und Pfle-
geheimen“ (DBU AZ 31596/01, 06/2015 bis 10/2018) und „Kommunikations- und Bildungskonzept zur Ressourcenschonung in stati-
onären Pflegeeinrichtungen“ (DBU AZ 37168/01, 03/2022 bis 02/2025), www.dbu.de/projekte/projektsuche/
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Im Fall von weiteren Versorgungsbereichen, wie Tagespflege, KiTa usw. wurde abgefragt, auf
welche Flächen sich die angegebenen Energieverbräuche beziehen. Dies ermöglicht bei Bedarf
eine Korrekturberechnung für die Energieverbräuche der vollstationären Pflege.

Zur Anlagentechnik konnten maximal drei Stromzähler und zwei Heizungsanlagen (Heizkessel
oder Fernwärme) mit verschiedenen Energieträgern (Heizöl, Erdgas, Flüssiggas, Biogas, Holz,
Fernwärme) erfasst werden. Zusätzlich konnten Photovoltaikanlagen, Blockheizkraftwerke, Solar-
thermie oder Wärmepumpen als Energieerzeuger erfasst werden.

Für die Warmwasserbereitung wurde abgefragt, ob sie überwiegend über die Heizung oder
elektrisch erfolgt.

Gemäß den Erfahrungen von Solites war zu erwarten, dass die Energieverbrauchsdaten bei den
Pflegeeinrichtungen selbst meist nur in Form von Abrechnungen des Energieversorgers vorliegen
und nicht weiterverarbeitet werden. Ein Energiedatenmonitoring wird nur in seltenen Fällen von
einzelnen Einrichtungen und in der Regel nur von (größeren) Trägergesellschaften für ihre Ein-
richtungen erstellt.

Um eine gute Datenbasis zu erhalten und den Arbeitsaufwand für die Teilnehmenden gering zu
halten, wurde die Einreichung der Energiedaten in der Excelerhebung auf verschiedene Arten er-
möglicht und mit Hinweisen erklärt:

1. Weg: Digitale Daten einreichen. Voraussetzung ist, dass die Verbrauchsdaten bereits di-
gital vorliegen (z. B. in einer eigenen Exceltabelle). Diese digitalen Daten waren per Up-
load einzustellen.

2. Weg: Lastgang (anfordern und) einreichen. Voraussetzung ist, dass die Verbrauchsdaten
als monatliche Abrechnungen in Papierform oder als PDF vorliegen. Die Einrichtungen
mussten hierzu die Lastgangdaten mittels einer Briefvorlage bei ihrem Energieversorger
anfordern und diese per Upload einstellen.

3. Weg: Abrechnung/Ablesung einreichen. Wenn Verbrauchsdaten als Abrechnungen/Able-
sungen in Papierform oder als PDF vorlagen, waren die Abrechnungen/Ablesungen digital
per Upload einzustellen.

4. Weg: Digitale Daten einkopieren. Wenn die Verbrauchsdaten bereits digital vorliegen (z.
B. in einer Exceltabelle), waren diese Daten direkt in die entsprechenden Felder der Er-
fassungstabelle einzufügen.

5. Weg: Daten (ablesen und) eintragen. Wenn die Verbrauchsdaten als Abrechnungen in
Papierform oder als PDF vorliegen, waren die Daten aus den Abrechnungen in die ent-
sprechenden Felder der Exceltabelle einzufügen.

Um zuverlässige Daten zu erhalten, favorisiert Solites die Datenabgabe gemäß Weg 1, 2 oder 3,
wobei die Wege 4 und 5 ebenfalls akzeptiert wurden. Die ersten drei Wege waren auch für die
Einrichtungen mit dem geringsten Aufwand verbunden. Auf den Abrechnungen oder Dokumenten
der Energieversorger sind meist alle notwendigen Daten für die Auswertung enthalten und die
Richtigkeit der Daten kann sichergestellt werden. Werden eigene Ablesewerte eingetragen oder
die Daten von Abrechnungen durch die Einrichtungen übertragen, kann es leicht zu Abweichungen,
Tippfehlern etc. kommen.

Die Strom- und Energieträgerverbräuche und ggf. eigene Energieerzeugung wurden in der
Exceltabelle für die zuvor angegebene Anlagentechnik abgefragt. Dabei konnten monatliche oder
jährliche Daten für Januar 2021 bis einschließlich Juni 2023 eingetragen werden. Für das erste
Halbjahr 2023 wurde zudem die Möglichkeit angeboten, Ablesewerte von aktuellen Zählerstän-
den und dazu von dem Jahreswechsel 2022/2023 einzutragen, falls keine monatlichen Daten
vorliegen.

Bei Ablesewerten wurden zudem Umrechnungsgrößen wie Wandlerfaktoren, Brennwert und Zu-
standszahl zur Umrechnung der Zählerstände in Verbräuche benötigt. Die Information, ob die Da-
ten monats- bzw. jahresscharf eingetragen wurden, gibt an, ob jeweils ganze Jahre oder Monate
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abgerechnet oder abgelesen wurden. Wenn das nicht der Fall ist und Beginn und Ende der Ver-
bräuche jeweils zu Jahres- oder Monatsanfang um einige Tage variieren, erfolgte eine Umrech-
nung auf ganze Monate bzw. Jahre. Dazu wurde jeweils Anfangs- und Enddatum zu den Ver-
brauchsdaten benötigt.

Die Exceltabelle beinhaltete zudem eine Checkliste mit einzureichenden Unterlagen sowie eine
Seite mit Hilfestellungen, Verweis auf den Kontakt und die Telefonsprechstunde bei Solites und
auf ein regelmäßig gepflegtes FAQ-Dokument.

Die Abgabe der Dateien erfolgte für jede Pflegeeinrichtung über einen individuellen Nextcloud-
Ordner, den Solites angelegt hat oder per E-Mail an ein dafür eingerichtetes Postfach. Nach einer
Prüfung der Vollständigkeit der abgegebenen Daten, wurden ggf. Nachfragen an die angegebene
Ansprechperson gestellt sowie ggf. Verbrauchsdaten aus Abrechnungen oder Lastgang-Daten in
die Exceltabelle übertragen.

Die Auswertesystematik beinhaltete die Umrechnung der abgegebenen Daten auf jahres- bzw.
monatsscharfe Zeiträume, die Umrechnung von Ablesewerten im ersten Halbjahr 2023 in Ver-
brauchswerte anhand der Umrechnungsgrößen, die Umrechnung in tatsächliche Strom- und Wär-
meverbräuche anhand der Wirkungsgrade der Anlagentechnik und einer Witterungsbereinigung.
Da die Wirkungsgrade der Anlagentechnik nicht abgefragt werden, wird mit 0,9 für Heizkessel und
0,95 für Fernwärmeübergabestationen gerechnet. Es ist davon auszugehen, dass die Wirkungs-
grade der Anlagen den Einrichtungen nicht bekannt sind. Mit der Witterungsbereinigung wurde der
Einfluss der lokalen Witterung herausgerechnet. Dies ist entscheidend dafür, dass die Verbräuche
verschiedener Jahre und verschiedener Standorte miteinander vergleichbar sind. Dazu wurden
sogenannte Gradtagzahlen verwendet, die für jeden Standort und jedes Jahr einen Indikator für
die jeweiligen Heizbedarfe angeben. Der Wärmeverbrauch für die Warmwasserbereitung wurde
nicht witterungsbereinigt und musste deshalb zuvor von dem gesamten Wärmeverbrauch subtra-
hiert werden. Für die Warmwasserbereitung wurde ein täglicher Wärmebedarf für Warmwasser
von 4 kWh pro Bewohner:in angenommen. Eine Flächenkorrektur wurde vorgenommen, wenn sich
der angegebene Energieverbrauch auch auf andere Versorgungsangebote bezieht, um den Ener-
gieverbrauch der vollstationären Pflege zu erhalten. Die Energieverbräuche von ggf. mehreren
Energiezählern oder Anlagen werden addiert, so dass die gesamten Strom- undWärmeverbräuche
der einzelnen Einrichtungen als Ergebnis vorliegen.

Die auf diese Weise umgerechneten Energieverbräuche wurden mit der Datentabelle aus der La-
maPoll-Umfrage in einer Exceltabelle zusammengefügt.

3.3 Erhebungszeitraum

Auftragsgemäß wurde betrachtet, wie sich der Energieverbrauch bei den untersuchten Einrichtun-
gen zwischen 2021 und 2023 entwickelt hat. Hierbei wurde in den Blick genommen, ob der Ener-
gieverbrauch sich erhöht oder vermindert hat, ob er unverändert geblieben ist und wie diese Ver-
änderungen im Vergleich zu den vorherigen Jahren zu bewerten sind. Dafür wurden Daten von
Januar 2021 bis einschließlich Juni 2023 erhoben und ausgewertet.

Eine Analyse der Energieverbräuche in den Zeiträumen 2021 und 2022 wurde vorgenommen, um
zu klären, ob und in welchem Umfang bereits im Vorfeld der Ergänzungshilfe Energiesparmaßnah-
men umgesetzt worden sind.

Um weitergehend eine Betrachtung anzustellen, ob und in welchem Umfang die Gewährung der
Ergänzungshilfen Einfluss auf die Entwicklung des Energieverbrauchs genommen hat, erfolgte
quartalsweise eine differenzierte Vergleichsbetrachtung des Energieverbrauchs im Zeitraum ab
Oktober 2022 bzw. ab März 2023 mit den vorhergehenden Zeiträumen ab Januar 2021.
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3.4 Limitierungen und Herausforderungen der Untersuchung

Im Verfahrensablauf zur Vergabe des Gutachtens zur Evaluation des Energieverbrauchs der sta-
tionären Pflegeeinrichtungen war ursprünglich als Ende der Angebotsfrist der 20. März 2023 vor-
gesehen. Im Rahmen der erneuten Ausschreibung der Evaluation wurde die Frist zur Angebotsab-
gabe bis zum 2. Mai 2023 verlängert. Die Frist zur Vorlage des schriftlichen Berichts wurde bei
dem 15. September 2023 belassen. Für die Erhebung und Erstellung des Gutachtens stand somit
ein verkürzter Zeitrahmen zur Verfügung.

Nach einer ersten Kick-Off-Veranstaltung mit Vertretern des BMG am 1. Juni 2023 und nachfol-
gender Abstimmung zur Gestaltung der Erhebung wurde die LamaPoll-Befragung am
12. Juni 2023 gestartet. Der Erhebungszeitraum ersteckte sich bis zum 11. August 2023.

Von 193 insgesamt eingereichten Datensätzen zum Energieverbrauch konnten 64 Datensätze auf-
grund Unvollständigkeit und offener Rückfragen nicht in die Untersuchung mit aufgenommen wer-
den. Darunter sind 15 Datensätze, bei denen der Energieverbrauch wegen mangelnder Datener-
fassung einzelner Zähler nicht bilanziert werden konnte. Einige der lückenhaften
Energiedatensätze hätten bei einer längeren Bearbeitungszeit und mit weiteren Nachfragen noch
zusätzlich ausgewertet werden können.

Da die Ergänzungshilfen erst nach Inkrafttreten der Ergänzungshilfen-Richtlinien am 01. März 2023
rückwirkend für die Monate Oktober 2022 bis Februar 2023 beantragt werden konnten, ist zu un-
terstellen, dass der unmittelbare Einfluss des Härtefallfonds auf den Energieverbrauch der Einrich-
tungen zumindest für diesen Zeitraum zu vernachlässigen war.

Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Gewährung der Ergänzungshilfen und Entwick-
lung des Energieverbrauchs kann erst ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ergänzungshilfen-
Richtlinien am 01. März 2023 angenommen werden. Der eigentliche Betrachtungszeitraum, in dem
ein Wirkungszusammenhang zwischen Ergänzungshilfen und Energieverbrauch zu unterstellen
ist, beginnt somit ab März 2023. Für die Erhebung des Energieverbrauchs, bei dem ein Zusam-
menhang zur Ergänzungshilfe unterstellt werden kann, stand somit nur der kurze Zeitrahmen von
März bis Juni zur Verfügung. Die monatlichen Energieabrechnungen liegen meist mit einer Verzö-
gerung von mehreren Tagen oder auch Monaten in der Einrichtung bzw. beim Träger vor, daher
war in dem vorgegebenen Befragungszeitraum mit Energiedaten bis maximal einschließlich Juni
2023 zu rechnen. Selbst wenn die letzten Teilnehmenden Energiedaten bis einschließlich Juli an-
geben konnten, so ist diese Anzahl so gering, dass sie der Auswertung keinen Mehrwert bringt.

Die Energiedatenerhebung sollte für die Teilnehmenden auf der einen Seite so wenig aufwändig
wie möglich gestaltet sein. Auf der anderen Seite war eine umfassende Datenerhebung notwendig,
um eine hinreichend wissenschaftlich belastbare Auswertung durchführen zu können.

Eine erhebliche Anzahl von Trägern gab die Rückmeldung, dass Pflegeeinrichtungen bereits mit
einer Vielzahl von Dokumentations- und Nachweispflichten sowie weiterer Befragungen über Ge-
bühr beansprucht sind, so dass keine Kapazitäten für eine Beteiligung an dieser Evaluation ver-
fügbar sind.

DesWeiteren ist zu beachten, dass der Schwerpunkt der Befragung im Zeitraum der Sommerferien
stattgefunden hat, so dass bei urlaubsbedingter Abwesenheit keine Teilnahme erfolgen konnte.

Die Erfahrung zeigt auch, dass sich ein strukturiertes Energiekostenmanagement und -controlling
in Pflegeeinrichtungen bzw. bei Trägern erst im Aufbau befindet. Dementsprechend sind steue-
rungsrelevante Daten zum Energieverbrauch häufig nicht sofort abrufbar und müssen manuell auf-
bereitet werden.
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Für die betrachteten stationären Pflegeeinrichtungen stehen bei unterschiedlichen Nutzungsarten
der Gebäudeteile nicht immer eigenständige Zähler zur Erfassung des Energieverbrauchs zur Ver-
fügung. Dementsprechend sind zur verursachungsgerechten Erfassung des Energieverbrauchs
manuelle Aufteilungen zum Beispiel nach den jeweiligen Gebäudeflächen notwendig.

Bei der Erhebung der Energieverbrauchsdaten bestanden darüber hinaus insbesondere folgende
Herausforderungen:

• Fehler in den eingereichten Daten: Aufgrund fehlender Fachkenntnis der Umfrage-Teilneh-
menden kam es zu Fehlern beim Ausfüllen des Erhebungsbogens. Im Rahmen der Daten-
prüfung wurde z. B. festgestellt, dass jeweils in einem Fall Verbrauchskosten statt Ver-
brauchsmengen angegeben wurden oder jeden Monat derselbe Verbrauchswert
eingetragen wurde. Die Mehrheit der Einrichtungen hat zudem den Weg 4 oder 5 zur Da-
tenübermittlung gewählt (vgl. Kapitel 3.1), so dass die eingereichten Verbräuche nicht über-
prüft werden konnten. Bei einer Einrichtung mit auffälligem Wärmeverbrauchskennwert hat
sich in der Nachbereitung herausgestellt, dass der Wärmeverbrauch der gesamten Liegen-
schaft aus der Abrechnung übertragen wurde und nicht der Wärmeverbrauch der Pflege-
einrichtung. Diejenigen Datensätze, die keine derartigen Auffälligkeiten zeigten, wurden für
die Auswertung verwendet.

• Keine Nennung von relevanten Informationen: In der Exceldatei zur Energiedatenerhebung
wurde ein Kommentarfeld für die Einrichtungen vorgesehen. Dieses wurde teilweise ge-
nutzt, um relevante Informationen mitzuteilen, wie z. B., dass die Großküche einige Zeit
nicht in Betrieb war. Wie sich herausgestellt hat, wurden solche Informationen jedoch nicht
immer mitgeteilt. So hat sich z. B. in der Nachbereitung bei einem Fall gezeigt, dass es
einen Zählerwechsel gab und der neue Zähler einen höheren Verbrauch misst als der vor-
herige Zähler.

• Unvollständigkeit der Verbrauchsdaten: Alle Verbrauchsdaten einer Einrichtung müssen
vollständig vorliegen, damit eine Energiebilanz möglich ist (vgl. Kapitel 3.1). Eine Heraus-
forderung stellen hier insbesondere Blockheizkraftwerke, Wärmepumpen sowie Solarther-
mieanlagen dar, da hier neben den Zählern der Energieversorger weitere Zähler erforder-
lich sind, um für die Bilanzierung relevante Energiemengen zu erfassen. Diese Zähler
fehlen oft oder die Werte werden nicht regelmäßig erfasst.

• Wenige monatliche Daten im Bereich Wärme: Im Bereich Wärme liegen meist nur jährliche
Abrechnungen vor, da eine registrierende Leistungsmessung erst bei einem Gasverbrauch
von 1.500.000 kWh/a gesetzlich vorgeschrieben ist (Vergleich: bei Strom ab einem Ver-
brauch von 100.000 kWh/a). Hinzu kommt, dass auch bei der monatlichen Abrechnung eine
Verzögerung von mehreren Monaten möglich ist. Aus diesen Gründen ergibt sich eine re-
lativ geringe Datenverfügbarkeit zur Beurteilung der unterjährigen Wärmeverbrauchsent-
wicklung sowie der Wärmeverbrauchsentwicklung im ersten Halbjahr 2023.
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4. Beschreibung des Pflegemarkts

4.1 Eckdaten der Pflegestatistik 2021 zu den Pflegeheimen2

Im Dezember 2021 waren fast 5,0 Millionen Menschen in Deutschland pflegebedürftig im Sinne
des Elftes Buchs Sozialgesetzbuchs (SGB XI). Gut vier von fünf (84 % bzw. 4,2 Millionen) Pflege-
bedürftigen wurden zu Hause versorgt. 16 % (793.000 Pflegebedürftige) wurden in Pflegeheimen
vollstationär betreut.

Bundesweit gab es im Dezember 2021 rund 16.100 nach SGB XI zugelassene voll- bzw. teilstati-
onäre Pflegeheime. In der Dauerpflege finden sich 11.358 Einrichtungen. Die Mehrzahl der Heime
(53 % bzw. 8.500) befand sich in freigemeinnütziger Trägerschaft; der Anteil der privaten Träger-
betrug 43 %. Öffentliche Träger haben den geringsten Anteil (5 %). Im Schnitt verfügt ein Pflege-
heim in der isolierten Betrachtung der Dauerpflege bei einer Anzahl von 877.878 Pflegeplätzen
sowie 11.358 Pflegeheimen über 77 Heimplätze.

Zur Marktstruktur und Aufteilung der Pflegeheime nach Eigentümer- und Mietmodellen3 gibt es
keine offiziellen Statistiken. Bekannt ist lediglich, dass private Träger häufiger ihre Pflegeheime im
Betreiber-Investor-Modell betreiben und sich die Immobilie im Bereich der Freien Wohlfahrtspflege
tendenziell häufiger im Eigentum des Betreibers befindet. Zusätzlich kann eine Vermietung auch
in einem Verhältnis zwischen Mutter- und Tochtergesellschaft bzw. Eigentümer des Betriebs und
Eigentümer von Grundstück und Immobilie erfolgen.

4.2 Grundlagen der Finanzierung von Pflegeeinrichtungen

Die Kosten für ein Pflegeheim setzen sich aus verschiedenen Komponenten zusammen und sind
von unterschiedlichen Faktoren abhängig. Die Finanzierung der Kosten verteilt sich auf die Pflege-
kassen, die Pflegebedürftigen (Selbstzahler), die Länder oder die Träger der Sozialhilfe.

Nach § 82 Abs. 1 SGB XI haben Pflegeeinrichtungen einen Anspruch auf eine angemessene Ver-
gütung für die allgemeinen Pflegeleistungen (Pflegesatz) und ein Entgelt für Unterkunft und Ver-
pflegung. Für Pflegebedürftige in vollstationären Einrichtungen übernimmt die Pflegekasse nach §
43 Abs. 1 SGB XI entsprechend dem Grad der Pflegebedürftigkeit der Höhe nach begrenzte Leis-
tungsbeträge, die auch die Aufwendungen für Betreuung und die Aufwendungen für Leistungen
der medizinischen Behandlungspflege umfassen. Darüberhinausgehende Aufwendungen tragen
nach § 82 Abs. 1 und 3 SGB XI entweder die Bewohner bzw. Bewohnerinnen (als Selbstzahler)
oder die Träger der Sozialhilfe nach den Vorgaben der §§ 61 ff. SGB XII.

Das Heimentgelt

Die Pflegeheimkosten, auch Heimentgelt genannt, setzen sich aus mehreren Leistungen zusam-
men:

• Pflegebedingte Kosten
• Unterbringung
• Verpflegung
• Investitionskosten

Die Kosten der stationären Pflege werden zu ca. 95 % von drei Finanzierungsarten aufgebracht:

• Selbstzahleranteil aus eigenen Einkünften und Vermögen
• Soziale Pflegeversicherung
• Öffentliche Haushalte (Sozialhilfeträger)

2 Quelle: Pflegestatistik des Bundes zum 15.12.2021
3 Mietmodell = der Betreiber ist nicht Eigentümer der Immobilie
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Die Sozialhilfeträger übernehmen die Heimkosten, wenn der Pflegebedürftige dazu selbst nicht in
der Lage ist.

Seit dem BSG-Urteil v. 29.1.2009, Az.: B 3 P 6/08 R) sollen Pflegesatzverhandlungen bundesweit
nicht mehr nach dem zuvor üblichen sogenannten „externen Vergleich“ (vgl. BSG, Urteil v.
14.12.2000, Az.: B 3 P 19/00 R), sondern nach dem vom Bundessozialgericht vorgegebenen Stu-
fenmodell geführt werden.

Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der Annahmen, die der Vereinbarung oder
Festsetzung der Pflegesätze zugrunde lagen, sind die Pflegesätze gemäß § 85 Abs. 7 SGB XI auf
Verlangen einer Vertragspartei für den laufenden Pflegesatzzeitraum neu zu verhandeln. Der Ge-
setzgeber hat diese Regelung im Jahr 2022 dahingehend konkretisiert, dass unvorhersehbare we-
sentliche Veränderungen insbesondere auch bei einer erheblichen Änderung der Energieaufwen-
dungen der Pflegeeinrichtungen vorliegen und somit vorgezogene Neuverhandlungen ermöglicht
werden, damit die finanziellen Belastungen im Rahmen der Verhandlungen zügig berücksichtigt
werden können.4

4.3 “Energiepreisbremse” und Ergänzungshilfen i. S. v. § 154 SGB XI

4.3.1 Grundzüge der Energiepreisbremse und Ergänzungshilfen i. S. v. § 154 SGB XI

Der Bund entlastet mit dem Erdgas-Wärme-Soforthilfe-Gesetz (EWSG), dem Strompreisbremse-
gesetz (StromPBG), dem Erdgas- und Wärmepreisbremsengesetz (EWPBG) sowie darüber hin-
ausgehenden Härtefallregelungen u. a. auch Betreiber und Bewohner:innen von stationären Pfle-
geeinrichtungen von den stark gestiegenen Energiekosten.

Die Gesetzgebungsverfahren für die Energiepreisbremsen sowie der Härtefallregelungen wurden
am 16. Dezember 2022 abgeschlossen. Damit sind auch die Hilfsfonds für die mit Bundesmitteln
finanzierten Teile der sozialen Infrastruktur in Kraft getreten.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass Krankenhäuser und stationäre Pflegeeinrichtungen kaum
Möglichkeiten haben, kurzfristige Energiesparmaßnahmen durchzuführen oder die Preissteigerun-
gen anderweitig auszugleichen.

Aufgrund der deutlich ansteigenden Energieträgerpreise wurde daher zur Aufrechterhaltung der
stark gefährdeten Funktionsfähigkeit von stationären Pflegeeinrichtungen von der Bundesregie-
rung festgelegt, Mittel in Höhe von bis zu zwei Milliarden Euro für ein Hilfsprogramm für diese
genannten Einrichtungen über den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) zur Verfügung zu stel-
len. Um langwierige Pflegesatzerhöhungsverfahren für diese Energiekosten zu vermeiden und zu-
sätzliche Belastungen der versorgten Personen auszuschließen, hat der Bundesgesetzgeber da-
mit spezielle Hilfen für zugelassene stationäre Pflegeeinrichtungen vorgesehen, die das
bestehende System aus den Energiepreisbremsen sowie der Soforthilfe im Dezember 2022 ergän-
zen sollen.

Nach § 154 SGB XI erhalten zugelassene teil- und vollstationäre Pflegeeinrichtungen sowie Kurz-
zeitpflegeeinrichtungen die gestiegenen Gas-, Fernwärme- und Strompreise erstattet. Sie haben
einen Anspruch auf die sogenannte Ergänzungshilfe für den Zeitraum vom 01. Oktober 2022 bis
zum 30. April 2024. Hierbei handelt es sich um die Erstattung der jeweils einrichtungsindividuellen
Differenz zwischen der Höhe der monatlichen abschlägigen Brutto-Vorauszahlung des Referenz-
monats März 2022 und der aktuellen monatlichen abschlägigen Brutto-Vorauszahlung aus Mitteln
des Wirtschaftsstabilisierungsfonds. Die gesetzliche Neuregelung im § 154 SGB XI soll es den voll-
und teilstationären Pflegeeinrichtungen ermöglichen, die finanziellen Belastungen infolge des An-
stiegs der Gas-, Fernwärme- und Strompreise durch die Ergänzungshilfen auszugleichen.

4 Der Bundesrat hat am 28.10.2022 das Gesetz zur Änderung des Heizkostenzuschussgesetzes und des Elften Buches Sozialgesetz-
buch gebilligt.
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Weitergehende Hinweise zur Geltendmachung der jeweils einrichtungsindividuellen Ergänzungs-
hilfen für leitungsgebundenes Erdgas, leitungsgebundene Fernwärme und leitungsgebundenen
Strom i. S. d. § 154 Abs. 1 Satz 1 SGB XI sind den Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes nach §
154 Abs. 3 Satz 1 SGB XI (Ergänzungshilfen-Richtlinien) zu entnehmen.

Im Erstattungsverfahren werden unterschiedliche Fallarten berücksichtigt, die ggf. in der Evalua-
tion differenziert zu betrachten sind:

• Erstattung der jeweils einrichtungsindividuellen Differenz zwischen der Höhe der monatli-
chen abschlägigen Brutto-Vorauszahlung des Referenzmonats März 2022 und der aktuel-
len monatlichen abschlägigen Brutto-Vorauszahlung aus Mitteln des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds.

• Pflegeeinrichtungen, bei denen eine monatliche Abrechnung nach dem tatsächlichen mo-
natlichen Energieverbrauch erfolgt oder bei denen die Energiekosten in der monatlichen
Bruttomiete enthalten sind, erhalten die Differenz zwischen dem tatsächlichen Energiever-
brauch bzw. den aktuellen in der Bruttomiete ausgewiesenen Energiekosten und denen
des Referenzmonats März 2022.

• Für Pflegeeinrichtungen, die nach dem 31. März 2022 zugelassen wurden, wird zur Be-
rechnung der Ergänzungshilfe als Referenzmonat Februar 2022 bzw. der zum 15. Februar
2022 geltende Neukundenpreis herangezogen.

• Ab dem 01. April 2023 können Pflegeeinrichtungen, die mit dem Energieversorger nach
dem tatsächlichen Verbrauch abrechnen, alternativ den durchschnittlichen Preis pro Ver-
brauchseinheit für den Referenzmonat März 2022 zu Grunde legen.

• Sofern diese Pflegeeinrichtungen nach dem 31. März 2022 zugelassen wurden, kann alter-
nativ zur Berechnung der Ergänzungshilfe für den Referenzmonat Februar 2022 der zum
15. Februar 2022 geltende durchschnittliche Preis je Verbrauchseinheit herangezogen wer-
den.

Die Ergänzungshilfen-Richtlinien sind am 01. März 2023 in Kraft getreten. Die Frist für die erstmalig
und rückwirkend zu stellenden Anträge für die Ergänzungshilfen für die Monate Oktober 2022 bis
Februar 2023 endete grundsätzlich am 22. März 2023. Aufgrund des gesetzlichen Feiertags in
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern am 08. März 2023 endete die Frist dort am 23. März 2023.

4.3.2 Entlastungseffekte der Ergänzungshilfen i. S. v. § 154 SGB XI

Zur Berechnung der Entlastungseffekte wurden vereinfachend in ausgewählten Einzelfällen die
monatlichen Erstattungen der Ergänzungshilfen (ohne Berücksichtigung der Entlastungen aus der
Energiepreisbremse) betragsmäßig in das Verhältnis zu den Belegungstagen des Monats gesetzt:

Beispiel:

Ergänzungshilfe Monat Juni 2023: € 8.000

Belegungstage: 2.440 Tage

Ergänzungshilfe € / Tag: 3,28

Ergänzungshilfe € / Monat: € 3,28 x 30,42 = € 99,74

Anhand der Daten von ausgewählten Einrichtungen ist festzustellen, dass Mehrkosten in einer
Bandbreite zwischen 50 € und 100 € pro Monat von den Pflegebedürftigen zusätzlich zu tragen
gewesen wären, wenn es die Ergänzungshilfen nicht gegeben hätte. Dies ermöglicht auch eine
vorsichtige Einschätzung, ob und in welchem Umfang Mehrkosten von den Pflegebedürftigen zu
tragen sein werden, wenn die Ergänzungshilfen im April 2024 auslaufen und zusätzlich die Preise
für Strom und Wärme ähnlich hoch wie im Jahr 2022 und in der ersten Jahreshälfte 2023 sind (und
damit oberhalb des Niveaus von Anfang 2022 liegen). Hierbei sind noch nicht Entlastungseffekte
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berücksichtigt, die sich durch die eigentlichen Deckelungen im Rahmen der Energiepreisbremse
ergeben haben. Zudem werden die Pflegeeinrichtungen im Rahmen der Gewährung der Ergän-
zungshilfen zur Durchführung einer Energieberatung verpflichtet, so dass eine Reduktion des
Strom- und Wärmebedarfs durch die Umsetzung geeigneter Maßnahmen kostendämpfend wirken
könnte.

Ob und in welchem Umfang sich überhaupt Entlastungseffekte durch die Ergänzungshilfen erge-
ben haben, hängt von den individuellen Gegebenheiten des Einzelfalls (insbesondere Vertrags-
laufzeiten) ab. So haben wir u. a. von einem Träger die Rückmeldung erhalten, dass bereits im
April 2022 neue Verträge für die Strom- und Gaslieferungen bis zum 31. Dezember 2027 abge-
schlossen worden sind und keine Ergänzungshilfen in Anspruch genommen werden können. Wenn
bereits im Referenzmonat 2022 höhere Energiekosten aufgrund entsprechender vertraglicher Neu-
vereinbarung zum Tragen gekommen sind, laufen die Ergänzungshilfen ebenfalls ins Leere.

4.4 Wirtschaftliche Situation von Pflegeheimen

Zur wirtschaftlichen Situation von Pflegeheimen verweisen wir zu unseren Ausführungen im An-
hang im Abschnitt E.

4.5 Verwertung bereits vorhandener Erkenntnisse existierender Studien und
Projekte

Auftragsgemäß soll die Evaluation des Energieverbrauchs auch an Erkenntnisse und die methodi-
sche Vorgehensweise bereits existierender Studien anknüpfen. Hierzu konnten folgende Erkennt-
nisse aus folgenden Studien verwertet werden:

a. Forschungsprojekt „Modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Umweltkommunikati-
onskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und Pflegeheimen“

b. Vier Schritte zur emissionsfreien Sozialwirtschaft (im Bereich der Sozialimmobilien)
c. Energiesparmaßnahmen in Pflegeheimen und Vorstellung von Lösungsansätzen
d. Kurzfristig umzusetzende Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz von Gebäuden

und Quartieren

Zu weitergehenden Erläuterungen zu den Studien verweisen wir auf unsere Ausführungen im An-
hang im Abschnitt F. Insgesamt zeigt sich in der geringen Anzahl an vorgefundenen Studien,
dass dieser Bereich bislang noch nicht ausreichend erforscht wurde.

4.6 Fazit

Es bestehen grundsätzlich im Bereich von Pflegeimmobilien erhebliche Potenziale zur Reduzie-
rung des Energieverbrauchs. Der Energieeinsparung durch energieeffizientes Nutzerverhalten
sind allerdings Grenzen gesetzt. Für weitergehende Einspareffekte stehen zurzeit zahlreiche tech-
nische Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung. Nur wenige Maßnahmen erfordern keine oder
geringinvestive Mittel. Für umfassende Klimaschutzmaßnahmen sind Investitionen notwendig, die
zumeist kostenaufwendig sind.

Das im Einzelfall tatsächlich noch bestehenden Potenzial zur Reduzierung des Energieverbrauchs
hängt auch davon ab, ob und in welchem Umfang Potenziale zur Reduzierung des Energiever-
brauchs bestehen und noch nicht vollständig ausgeschöpft worden sind.
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5. Ergebnisse aus der Evaluation der Energieverbräuche der statio-
nären Pflegeeinrichtungen

Die Datenerhebung wurde mit dem Online-Umfragetool LamaPoll für die allgemeine Befragung
und einem standardisierten Erhebungsbogen auf Excel-Basis für die Energiedaten durchgeführt.
Die Methodik ist in Kapitel 3 beschrieben.

5.1 Analyse der Energieverbrauchsdaten stationärer Pflegeeinrichtungen

5.1.1 Stichprobenbeschreibung

Insgesamt haben 193 Lamapoll-Teilnehmende die Exceldatei zur Energiedatenerhebung einge-
reicht. Sieben dieser Energiedatensätze wurden aufgrund relevanter Änderungen im Betrach-
tungszeitraum 2021–2023 nicht in die Untersuchung mit aufgenommen:

• 2x Baumaßnahmen: Ersatzneubau, Bauheizung
• 2x aktuelles Baujahr: 2021 und 2023
• 1x Umwelteinfluss: Flut 2021
• 2x technische Änderungen: BHKW außer Betrieb gegangen, Großküche zeitweise außer

Betrieb

Weitere 64 Datensätze konnten aufgrund Unvollständigkeit und offener Rückfragen nicht in die
Untersuchung mit aufgenommen werden. Darunter sind 15 Datensätze, bei denen der Energiever-
brauch wegen mangelnder Datenerfassung einzelner Zähler nicht bilanziert werden konnte.

Einige der lückenhaften Energiedatensätze hätten in einer längeren Bearbeitungszeit und mit wei-
teren Nachfragen noch ausgewertet werden können. Jedoch waren bei vielen Ansprechpersonen
auch auf Nachfrage oft keine weiteren Daten verfügbar. Erschwerend kam zum einen die Urlaubs-
zeit hinzu sowie zum anderen mangelnde personelle Ressourcen bzw. unterschiedliche Ansprech-
personen bei Einrichtung und Träger mit verschiedenen Wissensständen. Insgesamt wurden ca.
60 Nachfragen zum Bearbeitungsstand gestellt und ca. 120 inhaltliche Nachfragen zu lückenhaften
Angaben. Hierdurch konnten jedoch nicht immer alle Lücken geschlossen werden.

In die Untersuchung eingeflossen sind 122 Energiedatensätze (vgl. Tabelle 2). Die hohe Anzahl
an Datensätzen konnte nur dadurch erreicht werden, indem für einige Datensätze nur der Strom-
oder nur der Wärmeverbrauch in die Analyse aufgenommen wurden. Aufgrund einer unvollständi-
gen Datenlage oder relevanter Änderungen musste die Strom- oder die Wärmeseite manuell ent-
fernt werden. Tabelle 4 zeigt die verfügbare Datenbasis der verschiedenen Zeiträume, die in der
weiteren Analyse betrachtet wurden.

Tabelle 2: Anzahl der Energiedatensätze im Bereich Strom und Wärme
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a.

5.1.2 Ergebnisse der Energiedatenerhebung

Absolute Verbräuche und Verbrauchskennzahlen

Abbildung 2 zeigt den Stromverbrauch der Pflegeeinrichtungen in den Jahren 2021 und 2022. Der
absolute Stromverbrauch bewegt sich im Bereich von 21 MWh/a bis 1.585 MWh/a (2021) bzw. von
20 MWh/a bis 1.605 MWh/a (2022).

Abbildung 2: Jahresstromverbrauch 2021 und 2022 der Pflegeeinrichtungen

Einen Vergleich der Einrichtungen ermöglichen Verbrauchskennzahlen (siehe hierzu Abbildung 3
und Abbildung 4). Für den Stromverbrauch pro Fläche ergibt sich im Mittel ein Wert von 56 kWh/m²
(2021) bzw. 54 kWh/m² (2022), für den Stromverbrauch pro Bewohner:in ein Wert von 3.036
kWh/Bewohner:in (2021) bzw. 2.900 kWh/Bewohner:in (2022). Der Stromverbrauch pro Fläche ist
im Mittel um 3,6 % und pro Bewohner:in um 4,5 % gesunken.

Die Angaben der sichtbaren Ausreißer Nr. 50 und 101 sind laut den Pflegeeinrichtungen korrekt.
Es wird jedoch seitens der Autoren vermutet, dass der absolute Betrag des Stromverbrauchs der
Einrichtung Nr. 50 fehlerhaft ist bzw. sich auf mehr als die stationäre Pflege bezieht. Bei Einrichtung
Nr. 101 wird vermutet, dass die angegebene Fläche fehlerhaft ist. Da die Abweichungen in beiden
Fällen in jedem Betrachtungszeitraum gleichermaßen auftreten, haben sie keinen Einfluss auf die
Reduzierung oder Erhöhung der Energieverbräuche.
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Abbildung 3: Stromverbrauch 2021 und 2022 pro Fläche der Pflegeeinrichtungen

Abbildung 4: Stromverbrauch 2021 und 2022 pro Bewohner:in der Pflegeeinrichtungen

Abbildung 5 zeigt den Wärmeverbrauch der Pflegeeinrichtungen in den Jahren 2021 und 2022.
Der absolute Wärmeverbrauch bewegt sich im Bereich von 80 MWh/a bis 4.616 MWh/a (2021)
bzw. 73 MWh/a bis 4.761 MWh/a (2022).
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Abbildung 5: Jahreswärmeverbrauch (witterungsbereinigt) 2021 und 2022 der Pflegeeinrichtungen

Auch hier ermöglichen Verbrauchskennzahlen einen Vergleich der Einrichtungen (siehe hierzu Ab-
bildung 6 und Abbildung 7). Für den Wärmeverbrauch pro Fläche ergibt sich im Mittel ein Wert von
139 kWh/m² (2021) bzw. 135 kWh/m² (2022), für den Wärmeverbrauch pro Bewohner:in ein Wert
von 7.756 kWh/Bewohner:in (2021) bzw. 7.496 kWh/Bewohner:in (2022).

Abbildung 6: Wärmeverbrauch (witterungsbereinigt) 2021 und 2022 pro Fläche der Pflegeeinrichtungen
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Abbildung 7: Wärmeverbrauch (witterungsbereinigt) 2021 und 2022 pro Bewohner:in der Pflegeeinrichtungen

Der Wärmeverbrauch pro Fläche ist im Mittel um 2,9 % und pro Bewohner:in um 3,4 % gesunken.

b. Entwicklung der Energieverbräuche

Die Verbrauchskennzahlen aus dem vorherigen Abschnitt deuten bereits an, dass sich der Ver-
brauch im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021 reduziert hat.

Die Verbrauchsentwicklung soll im Folgenden anhand ausgewählter Zeiträume weiter und insbe-
sondere auch für das Jahr 2023 untersucht werden. In den einzelnen Diagrammen werden dabei
jeweils nur die Einrichtungen dargestellt, zu denen im betrachteten Zeitraum Verbrauchsdaten ver-
fügbar sind.

Im 1. Halbjahr 2023 haben gegenüber dem Vorjahr 2022 mehr Einrichtungen Energie eingespart
als im 1. Halbjahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021 (siehe Abbildung 8 sowie Abbildung 9).

Abbildung 8: Änderung des Stromverbrauchs der (64) Pflegeeinrichtungen im 1. Halbjahr
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Abbildung 9: Änderung des Wärmeverbrauchs der (22) Pflegeeinrichtungen im 1. Halbjahr

Es zeigt sich, dass sich bei einem hohen Anteil der Einrichtungen eine Reduzierung ergeben hat,
jedoch einige Einrichtungen auch einen höheren Energieverbrauch aufweisen. In der folgenden
Abbildung 11 ist jeweils die Anzahl an Pflegeeinrichtungen dargestellt, deren Energieverbrauch
sich im ersten Halbjahr 2022 und 2023 im Vergleich zum Vorjahr erhöht, reduziert oder in einem
Bereich von 1 % kaum verändert hat.

Strom-Verbrauch:

• Einsparung: 80 % der Häuser (Vergleich 2022/2023) bzw. 53 % (Vergleich 2022/2021);
• Erhöhung: 14 % (Vergleich 2023/2022) bzw. 34 % (Vergleich 2022/2021);
• kaum Änderung (im Bereich ±1 %): 6 % (Vergleich 2023/2022) bzw. 13 % (Vergleich

2022/2021)

Wärme-Verbrauch:

• Einsparung: 82 % der Häuser (Vergleich 2023/2022) bzw. 59 % (Vergleich 2022/2021);
• Erhöhung: 14 % (Vergleich 2023/2022) bzw. 36 % (Vergleich 2022/2021);
• kaum Änderung (im Bereich ±1 %): 5 % (Vergleich 2023/2022) bzw. 5 % (Vergleich

2022/2021)

Es zeigt sich sowohl beim Strom- als auch beim Wärmeverbrauch, dass der Anteil der Einrichtun-
gen mit Einsparungen im Vergleich 2023/2022 gegenüber dem Vergleich 2022/2021 nochmals zu-
genommenen hat.
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Abbildung 10: Anzahl an Pflegeeinrichtungen, deren Energieverbrauch sich erhöht, reduziert und kaum verän-
dert hat

Bis auf wenige Ausnahmen haben alle Einrichtungen bereits im 4. Quartal 2022 gegenüber dem
Vorjahr 2021 Strom bzw. Wärme eingespart (siehe Abbildung 11 und Abbildung 12).

Abbildung 11: Änderung des Stromverbrauchs der (79) Pflegeeinrichtungen in Q4 2022 gegenüber 2021; Ein-
sparung: 89 % der Häuser; Erhöhung: 3 %; kaum Änderung (im Bereich ±1 %): 9 %
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Abbildung 12: Änderung des Wärmeverbrauchs der (26) Pflegeeinrichtungen in Q4 2022 gegenüber 2021; Ein-
sparung: 77 % der Häuser; Erhöhung: 15 %; kaum Änderung (im Bereich ±1 %): 8 %

Weitere Darstellungen verschiedener Betrachtungszeiträume zeigen, dass sich die Anzahl der Ein-
richtungen mit Energieverbrauchseinsparungen im Lauf des Jahres 2022 und in 2023 erhöht hat,
siehe Anlage D.

Sowohl die analysierten Energieverbräuche als auch die erreichten Energieeinsparungen liegen
im Bereich der Erfahrungswerte der bisherigen detaillierten Analysen von 21 stationären Pflege-
einrichtungen und der weiteren Recherchen von Solites. Daten für Energieverbräuche von statio-
nären Pflegeeinrichtungen waren bislang allerdings sehr wenig bzw. nur in Einzelerhebungen ver-
fügbar. Diese Erhebung liefert nach Wissen der Autoren die bisher umfangreichste Datenbasis für
Energieverbräuche von stationären Pflegeeinrichtungen in Deutschland.

c. Analyse der Mittelwerte aller Datensätze

Über alle vorliegenden Datensätze zeigt sich in Abbildung 13 unabhängig vom Alter und einer
Inanspruchnahme der Ergänzungshilfe ein allgemeiner Trend zu einem verminderten Energiever-
brauch in den untersuchten Zeiträumen. Dabei haben die Einrichtungen bereits ihren Energiever-
brauch reduziert, bevor es die Ergänzungshilfen gab.

Abbildung 13: Mediane der Veränderungen der vorliegenden Energieverbräuche in den Betrachtungszeiträumen

Wenn die vorliegenden Daten danach gefiltert werden, ob die Pflegeeinrichtungen Ergänzungshil-
fen beantragt haben oder nicht, zeigt sich in Abbildung 14: Einrichtungen, die Ergänzungshilfe be-
antragt haben, haben ihren Stromverbrauch etwas weniger reduziert als Einrichtungen, die keine



26Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit, 2023

Ergänzungshilfe beantragt haben. In Q4/2022 war die mögliche Unterstützung durch die Ergän-
zungshilfe noch nicht bekannt, dennoch wurde mit 7 % durchschnittlich deutlich mehr Strom ein-
gespart als im ersten Quartal 2023 im Vergleich zu 2022. Die Ergänzungshilfe kann hier demnach
nicht ausschlaggebend für die Einsparungen gewesen sein.

In den durchschnittlichen Veränderungen der Wärmeverbräuche sind ebenfalls deutliche Einspa-
rungen bei den Pflegeeinrichtungen zu sehen, die Ergänzungshilfe beantragt haben. Die Stichpro-
bengröße ist jedoch insgesamt zu gering für einen Vergleich der Ergebnisse mit und ohne Ergän-
zungshilfe.

Abbildung 14: Mittelwerte der Veränderungen der vorliegenden Energieverbräuche in den Betrachtungszeiträu-
men geclustert nach erhaltener Ergänzungshilfe (ja/nein)

In Zusammenhang mit umgesetzten Maßnahmen zur Energieeinsparung wird deutlich, dass Pfle-
geeinrichtungen, die Maßnahmen umgesetzt haben, im Durchschnitt auch höhere Energieeinspa-
rungen verzeichnen konnten (siehe Abbildung 15).

Allerdings ist auch bei den Einrichtungen, die keine Energiesparmaßnahmen umgesetzt haben,
eine Reduktion des Verbrauchs zu sehen. Es ist zu vermuten, dass einerseits nicht alle Maßnah-
men angegeben wurden und andererseits die allgemeine Stimmung in der Bevölkerung und die
Befürchtung der Pflegebranche, hohe Energiekosten tragen zu müssen, ab Herbst 2022 zu ener-
giebewussterem Verhalten in der Belegschaft geführt haben.

Zu berücksichtigen ist, dass das Potenzial für Wärmeverbrauchseinsparungen im Winterhalbjahr
höher ist als im Sommerhalbjahr.

Abbildung 15: Mittelwerte der Veränderungen der vorliegenden Energieverbräuche in den Betrachtungszeiträu-
men geclustert nach umgesetzten Maßnahmen (umgesetzt/nicht umgesetzt)

d. Energiesparmaßnahmen

Eine häufige Maßnahme, die in den befragten Pflegeeinrichtungen umgesetzt wurde, ist das Ener-
gieaudit und Energiemonitoring (siehe Kapitel 5.3). Diese sind ein guter Beginn für ein langfristiges
Energiemanagement, und bilden die Grundlage für langfristige Erfolge bei Energieeinsparungen.
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Dabei ist insbesondere wichtig, dass auch konkrete Maßnahmen abgeleitet und umgesetzt werden.
Auch die Motivation der Mitarbeitenden wurde häufig genannt und steigerte sich noch im Jahr 2022
und 2023.

Bei älteren Gebäuden liegt das größte Potenzial für Energiesparmaßnahmen in investiven Maß-
nahmen, wie bspw. Erneuerung der Heizung, Wärmedämmung der Gebäudehülle, von Rohrleitun-
gen und Keller- sowie oberster Geschossdecke. Für alle Altersklassen von Gebäuden ist die Opti-
mierung durch Überprüfung der Regelung der Heizung, Lüftung und weiterer Anlagentechnik
empfehlenswert. Der Einfluss der Nutzenden ist ebenfalls in allen Gebäudestandards und Alters-
klassen von Bedeutung. Denn die neue Anlagentechnik kann nicht energiesparend sein, wenn die
Fenster dauerhaft gekippt sind und gleichzeitig die Heizkörper auf hoher Stufe betrieben werden.

Daher sind geringinvestive technische und organisatorische Maßnahmen eine gute Möglichkeit,
den Energieverbrauch von Pflegeeinrichtungen langfristig zu senken. Dies ist auch möglich, wenn
investive Maßnahmen am Gebäude ausgeschlossen werden müssen, z. B. in einem gemieteten
Gebäude. Durch die Sensibilisierung der Mitarbeitenden zum energiebewussten Verhalten können
bis zu 15 % an Strom und Wärme eingespart werden.

Geeignete Maßnahmen für energiebewusstes Verhalten in Pflegeeinrichtungen sind: Effizientes
Heiz- und Lüftungsverhalten in den Räumen, Abschaltung des Heizbetriebs im Sommer, Nachtab-
senkung der Heiztemperatur, Reduzierung von Lastgangspitzen, Vermeidung von Stand-By Be-
trieb von elektrischen Geräten, Ausschalten der Beleuchtung in ungenutzten Räumen, Regelung
der Zeitsteuerung der Lüftungsanlage, Anpassung der Kühlkapazitäten an den Bedarf, konse-
quente Auslastung der Spülmaschine und Waschmaschine und Trockner, kurze Einsatzzeiten von
Wärmewagen.

Weiterhin trägt das Monitoring, also eine regelmäßige Überwachung der Energieverbräuche und
bei Auffälligkeiten die Umsetzung von Maßnahmen wesentlich zu einem energiesparenden Betrieb
bei.

5.2 Ergebnisse aus der LamaPoll-Abfrage

Insgesamt haben 668 Einrichtungen die LamaPoll-Befragung geöffnet, die Beendigungsquote lag
bei 34,6 %, so dass eine Stichprobengröße von n = 231 teilnehmenden Einrichtungen erreicht
wurde.

5.2.1 Stichprobenbeschreibung und Vergleich mit dem Markt

Die Versorgungsformen innerhalb der Stichprobe stellen sich wie folgt dar: 45 % der Einrichtungen
bieten Kurzzeitpflege und Dauerpflege an, während 55 % ausschließlich Dauerpflege anbieten.

Abbildung 16: Allgemeine Angaben zu den teilnehmenden Pflegeeinrichtungen der LamaPoll-Befragung (Ange-

botene Versorgungsformen)

Der Vergleich der Stichprobe mit dem Markt ergibt, dass sämtliche Bundesländer erfasst werden.
Die Bundesländer Nordrhein-Westfalen (+14 %-Punkte), Rheinland-Pfalz (+6 %-Punkte) und Saar-
land (+2%-Punkte) sind überrepräsentiert, die Bundesländer Hessen (-6 %-Punkte), Niedersachen
(-6%-Punkte) und Sachsen-Anhalt (-4 %-Punkte) sind hingegen leicht unterrepräsentiert (vgl. An-
lage B).
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Ein Blick auf die Größenklassen zeigt, dass Einrichtungen mit über 50 Plätzen mit 88 % leicht
überrepräsentiert sind (vgl. Anlage B). Die Häuser der Stichprobe bieten im Mittel 97 Plätze (Me-
dian: 85 Plätze) an. Laut Pflegeheimstatistik (2021) ergibt sich in den Pflegeheimen im Bereich der
Dauerpflege in Deutschland ein Durchschnitt von 77 Plätzen.

Es ist zu unterstellen, dass Träger von kleineren Einrichtungen nicht über die notwendigen perso-
nellen Kapazitäten verfügen, um sich an der Umfrage zu beteiligen. Darüber hinaus ist davon aus-
zugehen, dass kleinere Einrichtungen nicht über eine monatliche Abrechnung des Energiever-
brauchs verfügen, sodass sich hierüber für die Erhebung kein relevanter Erkenntnisgewinn
ergeben hätte.

Zudem stammen in der vorliegenden Stichprobe 75 % der Einrichtungen aus freigemeinnütziger
Trägerschaft, sodass diese deutlich überrepräsentiert sind (+ 21 %-Punkte), während Einrichtun-
gen aus privater Trägerschaft mit 8 % (- 34 %-Punkte) deutlich unterrepräsentiert sind. Weitere
17 % der Einrichtungen in der Stichprobe stehen in öffentlicher Trägerschaft (+12 %-Punkte im
Vergleich zum Markt).

Private Träger verfügen in der Regel über jüngere Einrichtungen, die bereits bessere energetische
Standards aufweisen. Die Spielräume zur Reduzierung des Energieverbrauchs sind dementspre-
chend als geringer einzuschätzen.

Darüber hinaus sind im Rahmen der Analyse die Baujahre der Pflegeheime entscheidend. Hier
zeigt sich, dass die Stichprobe den Markt sehr gut abbildet und keine signifikanten Abweichungen
zu erkennen sind. Im Mittel wurden die Heime 1989 (Median: 1996) erbaut. Außerdem haben die
Heime im Durchschnitt eine beheizte Fläche von 5.719 m² (Median: 4.834 m²), wovon 5.019 m²
(Median: 3.952 m²) der vollstationären Pflege zuzuordnen sind.

Abbildung 17: Vergleich der Stichprobe mit dem Markt nach Baujahr (Eigene Analyse auf Basis von Daten aus

dem AOK-Pflegenavigator)5

5.2.2 Besonderheiten der Pflegeeinrichtungen und Energiesparmaßnahmen mit Einfluss auf den
Energieverbrauch

In Bezug auf Faktoren oder Bedingungen, die die Entwicklung des Energieverbrauchs der Pflege-
einrichtungen beeinflussen, geben die teilnehmenden Einrichtungen insbesondere die Vorhaltung
einer Produktionsküche (62 %), einer eigenen Wäscherei (30 %) oder einer eigenen Verwaltung

5 Basierend auf eigenen Analysen ausgehend von Daten des AOK-Pflegenavigators.
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(80 %) an. Im Einzelfall nehmen aber auch Belegungssperren (18 %), Klimatisierung der Gebäude
(11 %), Platzzahlveränderungen (15 %) oder Baumaßnahmen (17 %) Einfluss auf den Energiever-
brauch.

Abbildung 18: Besonderheiten der Einrichtungen mit einem Einfluss auf den Energieverbrauch

Bei Einrichtungen, die keine Produktionsküche, Wäscherei oder eine Verwaltung im eigenen Haus
vorhalten, sind die Einsparmöglichkeiten eingeschränkt. Die Klimatisierung verursacht einen höhe-
ren Energieverbrauch im Vergleich zu anderen Einrichtungen. Die übrigen Rückmeldungen können
zur weitergehenden Beurteilung von Unterschieden in den Energieverbräuchen genutzt werden.

Hinsichtlich der Umsetzung von Energiesparmaßnahmen geben fast die Hälfte (47 %) der teilneh-
menden Einrichtungen an, dass sie bereits in den Jahren vor 2022 Energiesparmaßnahmen in
ihren Pflegeeinrichtungen umgesetzt haben. Ca. zwei Drittel (65 %) setzen im Jahr 2022 oder 2023
weitere Energiesparmaßnahmen um. Knapp 30 % haben bisher keine Energiesparmaßnahmen
umgesetzt.

Abbildung 19: Angaben über Umsetzung von Maßnahmen in den Einrichtungen

Außerdem wurden die teilnehmenden Häuser gefragt, in welchen Bereichen Energiesparmaßnah-
men umgesetzt wurden. Es standen Antwortmöglichkeiten aus den Bereichen: Energiemanage-
ment und strategische Maßnahmen, Anpassungen von Prozessen und Strukturen zur positiven
Beeinflussung des Nutzerverhaltens, bauliche Klimafolgeanpassungen und sonstige bauliche
Maßnahmen, energiesparende und energiekosteneinsparende Maßnahmen, Optimierungen im
Wassermanagement, Optimierung technischer Anlagen zur Wärmeerzeugung und Wärmerückge-
winnung sowie Maßnahmen im Bereich Mobilität zur Auswahl.
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Die meisten Energiesparmaßnahmen, die vor 2022 umgesetzt wurden, liegen im Bereich energie-
sparende und energiekosteneinsparende Maßnahmen (32 %), Energiemanagement und strategi-
sche Maßnahmen (29 %) und in den Anpassungen von Prozessen und Strukturen zur positiven
Beeinflussung des Nutzerverhaltens (23 %). Im Jahr 2022 oder 2023 wurden ebenfalls vorwiegend
Maßnahmen aus diesen drei Bereichen umgesetzt. Die meisten Einrichtungen haben hingegen
keine Maßnahmen im Bereich der baulichen Klimafolgeanpassungen und sonstigen baulichen
Maßnahmen (49 %), in den Optimierungen im Wassermanagement (50 %) und in der Optimierung
technischer Anlagen zur Wärmeerzeugung und Wärmerückgewinnung (43 %) umgesetzt. Maß-
nahmen im Bereich Mobilität wurden von knapp einem Viertel (23 %) der befragten Einrichtungen
bereits vor 2022 umgesetzt und 25 % im Jahr 2022 oder 2023. Weitere 39 % haben in diesem
Bereich noch keine Maßnahmen umgesetzt.

Abbildung 20: Angaben über Bereiche, in denen Energiesparmaßnahmen umgesetzt wurden

In den oben erwähnten Bereichen, die am meisten von umgesetzten Maßnahmen zur Reduktion
des Energieverbrauchs betroffen sind, wurden vor allem folgende konkrete Maßnahmen umge-
setzt:

1. Energiemanagement und strategische Maßnahmen: Erfassung und Monitoring des
Energieverbrauchs, Durchführung eines Energieaudits und Bezug von Ökostrom

2. Energiesparende und energiekosteneinsparende Maßnahmen: Einsatz von LED-Be-
leuchtung, Ausschalten nicht gebrauchter Geräte und Beleuchtung und Stoßlüften anstelle
von Fensterkippen

3. Anpassungen von Prozessen und Strukturen zur positiven Beeinflussung des Nut-
zerverhaltens: Regelmäßige Aufklärung und Motivation des Personals sowie ressourcen-
sparende Standardeinstellungen bei Geräten

Ein Großteil der umgesetzten Maßnahmen ist operativer und kurzfristiger Natur. Investive und stra-
tegische Maßnahmen sind nur mittel- und langfristig umsetzbar, haben aber üblicherweise die
größte Hebelwirkung.

Die Analysen zeigen, dass Einrichtungen, die Energiesparmaßnahmen umgesetzt haben, den
Energieverbrauch stärker reduziert haben.

Soweit in der Vergangenheit bereits in hohem Umfang Maßnahmen zur Reduzierung des Energie-
verbrauchs umgesetzt worden sind, waren die Spielräume zur Optimierung des Energieverbrauchs
kleiner.

Detailliertere Informationen zu den durchgeführten Energiesparmaßnahmen in den Pflegeeinrich-
tungen befindet sich im Anhang (s. Anlage C).
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5.2.3 Angaben zur Finanzierung von Investitionen zur Reduktion des Energieverbrauchs

Die bisher umgesetzten Klimaschutzinvestitionen wurden bei vielen Häusern (37 %) über Eigen-
mittel des Trägers finanziert. Vereinzelt geben die Einrichtungen an, dass die Refinanzierung über
die gesonderte Berechnung der Investitionskosten gegenüber den Bewohner:innen erfolgte
(11 %). Nur ein kleiner Teil berichtet, dass die Finanzierung teilweise (5 %) oder vollständig (2 %)
über die Investitionskostenförderung der Länder erfolgte. Außerdem geben 5 % der teilnehmenden
Einrichtungen an, dass die Finanzierung über sonstige Quellen (Förderprogramme etc.) erfolgt.
Des Weiteren haben 40 % keine Klimaschutzinvestitionen getätigt.

Abbildung 21: Finanzierung bisherige Klimaschutzinvestitionen

Auf die Frage, ob die teilnehmenden Einrichtungen die Möglichkeit sehen, ihren Energieverbrauch
bei entsprechenden Investitionen in ihre Infrastruktur weiter zu reduzieren, gaben 85 % an, dass
sie durchaus noch Potenzial sehen (85 % Ja-Stimmen, 15 % Nein-Stimmen).

Abbildung 22: Angaben der Einrichtungen, ob Möglichkeiten gesehen werden, den Energieverbrauch bei ent-

sprechenden Investitionen in die Infrastruktur weiter zu reduzieren

Des Weiteren wurden die Einrichtung nach den Gründen gefragt, die sie bislang daran gehindert
haben, Maßnahmen zur Energieeinsparung umzusetzen. Die von den Teilnehmenden meistge-
nannten Gründe waren Unsicherheit hinsichtlich zukunftsfähiger Energieträger (39 %), fehlende
finanzielle Planungssicherheit (z. B. hinsichtlich der wirtschaftlichen Lage der Einrichtungen; 38 %)
und fehlende personelle Ressourcen (37 %). Weiterhin gaben 14 % an, dass eine Energieeffizienz
bereits gegeben ist (z. B. aufgrund eines Neubaus). Weitere 10 % berichteten von sonstigen Grün-
den und 7 % gaben an, dass keine Hinderungsgründe bestanden.
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Abbildung 23: Hinderungsgründe, um Energieeinsparungen umzusetzen

5.2.4 Erhalt sonstiger staatlicher Unterstützung

Im letzten Abschnitt der Umfrage wurden die befragten Einrichtungen nach dem Erhalt staatlicher
Unterstützung seit dem Jahr 2022 und der Beantragung von Ergänzungshilfe gem. § 154 SBG XI
gefragt. Knapp 60 % (58 %) der Pflegeeinrichtungen haben seit dem Jahr 2022 staatliche Unter-
stützung zur Abfederung der gestiegenen Preise für genutzte Energieträger (z. B. Strom oder Gas)
in Anspruch genommen. Außerdem haben 82 % Ergänzungshilfen nach § 154 SGB XI beantragt.

Abbildung 24: Erhalt staatlicher Unterstützung zur Abfederung der gestiegenen Preise für genutzte Energieträ-

ger

Abbildung 25: Erhalt Ergänzungshilfe

Zudem wurden die Einrichtungen gefragt, ob die staatlichen Leistungen dazu beigetragen haben,
die gestiegenen Energiekosten in den Jahren 2022 und 2023 spürbar zu reduzieren. 43 % stimmen
dem zu, während 57 % der Meinung sind, dass die staatlichen Leistungen nicht zur Reduktion der
Energiekostenbelastung beitragen konnten.
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Abbildung 26: Angabe über den Beitrag der staatlichen Leistungen, um die Energiekostenbelastung spürbar zu

reduzieren

Darüber hinaus gaben außerdem 55 % an, dass die Energiemehrkosten durch die Preissteigerun-
gen 2022/23 überhaupt nicht in der Pflegesatzvereinbarung berücksichtigt wurden. Weitere 33 %
geben an, dass die Berücksichtigung teilweise erfolgt und nur 11 %, dass die Energiemehrkosten
vollständig berücksichtigt wurden.

Abbildung 27: Angaben, inwieweit die Energiemehrkosten durch die Preissteigerrungen berücksichtigt wurden

Zum Abschluss wurden die befragten Einrichtungen gebeten, zu beurteilen, ob sie den Energie-
verbrauch in der Pflegeeinrichtung in den Jahren 2022 und 2023 signifikant senken konnten. 73 %
der Teilnehmenden gehen davon aus, dass sie keine signifikante Reduktion des Energiever-
brauchs in den Pflegeeinrichtungen in den Jahren 2022 und 2023 erreichen konnten.

Abbildung 28: Signifikante Senkung des Energieverbrauchs in den Jahren 2022 und 2023

5.3 Spielräume, den Energieverbrauch zu reduzieren

Der Wille, Energiekosten und die Emissionen schnellstmöglich zu reduzieren sowie Klimascha-
denskosten in Milliardenhöhe zu vermeiden, ist allgemein vorhanden. Mit ihren Mitgliedsunterneh-
men bekennen sich die sozialwirtschaftlichen Verbände zu ihrer ökologischen Verantwortung, da-
runter Caritas, Arbeiterwohlfahrt, Diakonie, Rotes Kreuz, Lebenshilfe, Paritätischer
Wohlfahrtsverband, BPA und ZWST.
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Die Ergebnisse der Evaluation zeigen, dass die bestehenden Spielräume zur Umsetzung von Maß-
nahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs bereits von einer überwiegenden Anzahl der
Pflegeeinrichtungen genutzt worden sind.

Bei den zu betrachtenden Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs geht es um die
Veränderung, die betrachtet wird. Dies kann zum einen eine Aufrüstung der Ausstattung/energie-
verbrauchenden Geräte sein (Ersatzinvestition). Ebenso ist eine Optimierung des Betriebs als
Maßnahme denkbar. Eine dritte Art von Maßnahmen betrifft die Neuanschaffung: hier geht es um
Energieeinsparungen, die erzielt werden, indem sich bei der Anschaffung für eine effizientere
Technologie entschieden wird als üblich.

Energieeffizienz bedeutet, den zur Erbringung einer Dienstleistung, zur Produktion vonWaren oder
Bereitstellung von Energie notwendigen Energieeinsatz in einem System zu optimieren. Die Stei-
gerung der Energieeffizienz kann durch technische, organisatorisch-institutionelle bzw. Struktur
verändernde oder auch verhaltensbezogene Maßnahmen erreicht werden.

Der Energieverbrauch lässt sich darüber hinaus auch mit geeigneten organisatorisch-institutionel-
len und verhaltensbezogenen Effizienzmaßnahmen oftmals um 10 bis 20 % senken.6 Dafür kom-
men viele Maßnahmen in Frage: Neben einem besseren Nutzungsverhalten sind das vor allem
eine Verringerung der Betriebsdauer von Heizungs- und Lüftungsanlagen, regelmäßige Wartung,
Modernisierung oder der Ersatz technischer Anlagen.

5.3.1 Strategische Maßnahmen ohne Investitionsbedarf

• Etablierung von konkreten Leitlinien und Zielformulierungen zur Energieeinsparung und
Nachhaltigkeit

• Etablierung von Klimaschutzzirkeln oder Arbeitsgruppen zur Schaffung von nachhaltigen
Betriebsabläufen (wie z. B. zur Umstellung auf Mehrweg-/Recycling-Produkte)

• Überprüfung des Status quo und strukturierte Erfassung der Energieträger und deren Ver-
bräuche

• Definition und Monitoring von Verbrauchskennzahlen z. B. über ein softwaregestütztes
Energiedatenmanagementsystem

• Anpassungen/Änderungen aufgrund der Überprüfung der Verbrauchskennzahlen im Ener-
giemanagement

• Klärung Zuständigkeiten, Schaffung personeller Ressourcen und Ausbildung von Klima-
schutzmanager:innen

5.3.2 Energieverbrauch durch organisatorische Maßnahmen senken

Bereits einfache Verhaltensänderungen können den Energieverbrauch um rund 5 % senken. Er-
fahrungsgemäß sind folgende Empfehlungen zu beachten:

• Stoßweises Lüften, Installation von Fenstersensoren, damit in dieser Zeit die Heizung zu-
rückfährt

• Fernseher und PCs nicht im Stand-by-Modus laufen lassen
• Heizungen drosseln in nicht belegten Zimmern
• Licht nicht unnötig brennen lassen

5.3.3 Mobilität

Im Bereich Mobilität sind folgende Maßnahmen umsetzbar:

6 Abschlussbericht „Energieeffizienz für Pflegeeinrichtungen - modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Umweltkommunikati-
onskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und Pflegeheimen“ Stuttgart, den 04.02.2019 (M.Sc. Magdalena Berberich, Dipl.-Ing.
Thomas Pauschinger)
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Ohne direkte Auswirkungen auf den Energieverbrauch der Einrichtungen:

• Anpassung der Taktung des ÖPNV an die Schichtzeiten
• Jobrad – hausinternes Angebot zum Fahrradleasing (z. B. für E-Bikes oder normale Fahr-

räder)

Mit direkten Auswirkungen auf den Energieverbrauch der Einrichtungen:

• Angebot von E-Autos als Firmenwagen
• Nutzung von E-Fahrzeugen im eigenen Fuhrpark
• Errichtung Ladesäulen für E-Fahrzeuge (Strombereitstellung z. B. mittels PV)

5.3.4 Technische Unterstützungsmöglichkeiten

Mit geringem investivem Aufwand können auch technische Unterstützungsmöglichkeiten besser
genutzt werden. Unabhängig von einem energieeffizienten Nutzerverhalten stehen zur Energieein-
sparung zahlreiche technische Unterstützungsmöglichkeiten zur Verfügung
(wie z. B. die Installation von energiesparenden Geräten).

• Energiesparende Lichtkonzepte (z. B. Tageslichtabhängige Beleuchtung oder Einsatz von
LED-Beleuchtung), Bewegungsmelder für die Beleuchtung

• Digitale Dokumentationsmöglichkeiten (papierlos)
• Automatische Heizungsregler
• Wasserversorgungssystem auf Leckagen prüfen und unnötige Wasserströme abstellen
• Installierte Wassermengensteuerungen, die automatisch unabhängig vomWasserdruck ar-

beiten
• Einsatz von energieeffizienten/wassersparenden Geräten
• Einsatz von Zeitschaltungen

5.3.5 Energetische Sanierung

Sollen die ehrgeizigen Klimaschutzziele eingehalten und der Energieverbrauch von Pflegeheimen
signifikant reduziert werden, besteht ein erheblicher Investitionsbedarf zur energetischen Sanie-
rung von Wohngebäuden im Allgemeinen und von Pflegeheimen im Speziellen.

Die höchsten Potenziale zur Reduzierung des Energieverbrauchs und der CO2-Emissionen weisen
Bestandsgebäude auf, die häufig veraltet und energetisch ineffizient sind. Für einen (Ersatz-)Neu-
bau sind in der Regel Materialien wie Stahl, Beton und Zement erforderlich, deren Gewinnung und
Herstellung ebenfalls sehr energieintensiv ist. Vor diesem Hintergrund ist unter Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten eine Modernisierung gegenüber einem Ersatzneubau zu bevorzugen.

Alte Gebäude (Lebensdauer, Denkmalschutz) mit geringer Platzzahl sind allerdings unattraktiv für
Sanierungsmaßnahmen. Diese Gebäudesituation führt auch in der Pflege und Betreuung zu
schlechten Abläufen. Maßstab für die technische Grundausstattung in der stationären Pflege soll-
ten moderne Wohngebäude sein. Zwischen 6 und 8 Tonnen beträgt der durchschnittliche CO2-
Ausstoß, den ein Pflegeplatz jährlich verursacht. Es bedarf daher umweltschonender und energie-
sparender Bauweisen als Beitrag zur Bewältigung des Klimawandels.

Sowohl die Steuerung und Absenkung der betrieblichen Energie-, Wasser- und der grauen Kosten7

als auch die Steuerung und Absenkung der externen Kosten verlangt (hohe) Investitionen.

7 Energiebedarf, der z. B. durch die Herstellung oder Recycling von Baustoffen entsteht
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5.4 Begrenzungen der Spielräume den Energieverbrauch zu reduzieren in der
Investitionskostenfinanzierung

5.4.1 Analyse Alter von Pflegeimmobilien in Deutschland

Sozialimmobilien sind häufig veraltet und entsprechen nur selten dem Stand aktueller Erforder-
nisse. Die Immobilien sind bundesweit im Mittelwert 37 Jahre alt und energetisch ineffizient aufge-
stellt. Modernisierungen liegen größtenteils 20 Jahre zurück. Der Median liegt bundesweit bei 26
Jahren, da eine Vielzahl sehr alter Gebäude in einer Durchschnittsbetrachtung stärker ins Gewicht
fällt. In Deutschland sind 87,7 % der Pflegeimmobilien vor 2010 sowie 60,5 % der Einrichtungen
bereits vor dem Jahr 2000 errichtet worden. Die veralteten Pflegeimmobilien entsprechen darüber
hinaus häufig nicht mehr aktuellen pflegekonzeptionellen Standards und erschweren eine effiziente
betriebliche Organisation.

Jüngere Immobilien weisen bessere energetische Standards auf, so dass diese im Vergleich zu
alten Immobilien über geringere Spielräume verfügen, den Energieverbrauch zu reduzieren. Für
jedes Bau- oder Sanierungsvorhaben wurden die Vorgaben in Bezug auf die zum Zeitpunkt der
Inbetriebnahme zu erfüllenden Anforderungen in Bezug auf den Transmissionswärmeverlust und
den Jahresprimärenergiebedarf sukzessive verschärft. Seit dem 1. November 2020 gilt das Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG). Zuvor galt vom 1. Mai 2014 die Energieeinsparverordnung (EnEV)
2014. Der maximal zulässige Energieverbrauch für Neubauvorhaben ist mit dieser Novellierung
der EnEV (EnEV 2014) zum 1. Januar 2016 auf das Niveau eines KfW-Effizienzhaus 70 abgesenkt
worden. Zum 1. Januar 2023 traten Änderungen zum aktualisierten Gebäudeenergiegesetz ein, u.
a. die Reduzierung des zulässigen Jahres-Primärenergiebedarfs für Neubauten von bisher 75 %
des Primärenergiebedarfs des Referenzgebäudes auf 55 %.

5.4.2 Investitionshemmnisse in der Finanzierung investiver Aufwendungen für Träger von Pflege-
einrichtungen

Bauliche Klimafolgeanpassungen und sonstige bauliche Maßnahmen sind von 76% der Teilneh-
menden der Befragung noch nicht umgesetzt worden. 83% der Teilnehmenden sehen die Möglich-
keit bei entsprechenden Investitionen in ihre Infrastruktur ihren Energieverbrauch weiter zu redu-
zieren.

Die Kosten für eine energetische Modernisierung im Wohnungssektor werden nach einer Analyse
von Ernst&Young mit Beträgen zwischen 800 € und 1.500 € pro m2 für neue Fenster, Dächer,
Fassadendämmung und eventuell eine neue Heizung geschätzt.8 Investitionen in eine aufwendige
Anlagentechnik für besonders niedrige Effizienzklassen wie etwa Lüftungsanlagen mit Wärmerück-
gewinnung oder Niedrigtemperaturheizungen sind in dieser Schätzung nicht enthalten.

Für die nachfolgende (eigene) Kostenschätzung wird angenommen, dass zumindest die 60,5 %
von insgesamt 11.358 Pflegeimmobilien in Deutschland mit vollstationärer Dauerpflege, die vor
2000 errichtet worden sind, energetisch zu sanieren sind. Ausgehend von einem Investitionsbedarf
zwischen 800 € und 1.500 € pro m2 und durchschnittlich 77 Plätzen je vollstationäre Einrichtung
ergibt sich ein Investitionsbedarf von ca. 3 bis 6 Mio. € je Pflegeheim. Bei einer Anzahl der zu
sanierenden Pflegeimmobilien von 6.872 Heimen lässt sich bei vorsichtiger Schätzung bundesweit
ein Investitionsbedarf in einer Größenordnung zwischen 20 und 40 Mrd. € beziffern.

Dem Volumen des Investitionsbedarfs sind in der Nutzenabwägung aber auch die entsprechenden
Klimaschadenskosten in Milliardenhöhe gegenüberzustellen, die vermieden werden können, wenn
die Emissionen schnellstmöglich reduziert werden.

8 Vgl. Analyse der Prüfungs- und Beratungsgesellschaft EY (Ernst & Young, 2022): Die notwendigen Sanierungskosten im Bereich
von Wohngebäuden, die zur Erreichung der klimapolitischen Ziele erforderlich sind, werden bundesweit auf 3 Billionen € geschätzt.
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Die Refinanzierung der nicht geförderten Investitionskosten (Abschreibungen, Zinsen, Instandhal-
tungsaufwand, Miete und Pacht) orientiert sich üblicherweise an den steuerlichen Vorgaben. Nicht
zuletzt auch unter Berücksichtigung der Verpflichtung der Sozialhilfeträger zur Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit wird in der Refinanzierung der Investitionskosten in der überwiegenden Anzahl
der Bundesländer jedoch eine unrealistisch lange Nutzungsdauer von 50 Jahren unterstellt. Dem-
gegenüber werden in Baden-Württemberg, Brandenburg und Hessen in der Refinanzierung 33
Jahre als Nutzungsdauer von Pflegeheimen zu Grunde gelegt.

Neben der Refinanzierung der Investitionskosten über 50 Jahre besteht das Hindernis für energe-
tische Sanierungen, dass im Ordnungsrecht keine Vorgaben in Bezug auf die zu erfüllenden ener-
getischen Standards verankert sind. Die Landesheimgesetze regeln im Ordnungsrecht, welche
Anforderungen Pflegeeinrichtungen in Bezug auf die Gebäudequalität zu erfüllen haben. In den
Landesheimgesetzen bestehen für Pflegeeinrichtungen jedoch weder für Neubauprojekte noch für
Bestandseinrichtungen verbindliche Vorgaben zur Dämmung der Gebäudehülle, Schadstoffver-
meidung bzw. Reduzierung der CO2-Emissionen.

Die Refinanzierung der Investitionskosten über 50 Jahre ist auch vor dem Hintergrund, dass die
Länder die öffentliche objektbezogene Förderung weitestgehend eingestellt haben, problematisch.
Pflegeeinrichtungen müssen daher die Investitionen aus Eigenmitteln, insbesondere aber über
Darlehen vorfinanzieren und können diese erst nachgelagert über die gesonderte Berechnung der
Investitionskosten gegenüber den Heimbewohnerinnen und -bewohnern abrechnen. Da Darlehen
üblicherweise über 25 Jahre zu tilgen sind, besteht vereinfachend ausgedrückt eine Schere zwi-
schen der refinanzierten Abschreibung in Höhe von 2 % p. a. sowie der Tilgungsleistung von 4 %
p. a.

Da ordnungsrechtlich keine Vorgaben in Bezug auf die zu erfüllenden Energiestandards existieren,
zeigt die praktische Erfahrung9, dass Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz von den
zuständigen Sozialhilfeträgern als Zustimmungsbehörde regelmäßig als nicht betriebsnotwendig
(„nice-to-have“) abgelehnt werden.

Des Weiteren sind Kosten zur Erfüllung hoher Energiestandards in der Kalkulation der Baukosten-
richtwerte, die als Maßstab der Sozialhilfeträger zur Beurteilung der Angemessenheit der anzuer-
kennenden Baukosten dienen, üblicherweise nicht enthalten. Daher fehlt den Pflegeeinrichtungen
auch ein Rechtsanspruch auf die Refinanzierung derartiger Maßnahmen, sodass Maßnahmen zur
Verbesserung der Energieeffizienz nicht umgesetzt werden. Bei der Beurteilung der Wirtschaftlich-
keit von investiven Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz erfolgt des Weiteren keine
Lebenszyklusbetrachtung, so dass nachfolgende Einspareffekte im Bereich der Energiekosten, in
der Betrachtung außen vor bleiben (Beispiel Photovoltaik: Bei Selbstnutzung des Stroms reduzie-
ren sich die Sachkosten einer Pflegeeinrichtung. Demgegenüber werden die Kosten der Investition
von den Sozialhilfeträgern nicht anerkannt.).

Für Neubauprojekte und Bestandssanierungen sind die ordnungsrechtlichen Vorgaben sowie die
entsprechenden Kostenrichtwerte bzw. Angemessenheitsgrenzen dahingehend zu überprüfen und
anzupassen, dass diese die Erfüllung entsprechender energetischer Standards zulassen.

5.4.3 Betreiber-Investor-Modelle

Bei Betreiber-Investor-Modellen sind die Spielräume des Betreibers zur Beeinflussung des Ener-
gieverbrauchs insbesondere auf nicht-investive Maßnahmen beschränkt. Bauliche Änderungen

9 Vgl. Studie Curacon-Altenhilfebarometer 2023
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des Miet- oder Pachtgegenstandes, insbesondere Um- und Einbauten, sind üblicherweise grund-
sätzlich nur im Einvernehmen der Vertragsparteien möglich. Insbesondere eine energetische Sa-
nierung läge hiernach im Zuständigkeitsbereich des Immobilieneigentümers, der eine derartige In-
vestition nur dann realisieren wird, wenn diese über eine Mietanhebung finanziert werden kann.
Hier bestehen aber beim Betreiber in der Refinanzierung die bereits beschriebenen Investitions-
hemmnisse im Landesrecht.

5.5 Lösungsansätze zur Beseitigung der Hemmnisse für die Finanzierung
von Energiesparmaßnahmen in Pflegeheimen und Vorstellung von Lö-
sungsansätzen10

Zur Reduzierung der Energiekosten und zur Erreichung der klimapolitischen Ziele sind insbeson-
dere auch im Gebäudebestand des Energieverbrauchs die CO2-Emissionen deutlich zu reduzie-
ren.

In der Literatur finden sich unterschiedliche Werte, welchen CO2-Ausstoß ein Pflegeheim bzw. um-
gerechnet ein Pflegeplatz jährlich verursacht. Ausgehend von einem durchschnittlichen CO2-Aus-
stoß von 7,5 Tonnen pro Jahr, den ein Pflegeplatz jährlich verursacht, beträgt der CO2-Ausstoß
der 1.500 Pflegeheime mit 99.207 Plätzen in der Dauerpflege ca. 744.000 Tonnen CO2 pro Jahr.

Unabhängig von einem energieeffizienten Nutzerverhalten stehen zur relevanten Energieeinspa-
rung und Sicherstellung einer autarken Selbstversorgung zahlreiche technische Unterstützungs-
möglichkeiten zur Verfügung.

Wenn die Klimaschutzziele für den Gebäudesektor bis 2030 bzw. 2045 tatsächlich erreicht werden
sollen, müssen jedoch erhebliche Finanzmittel für mehr Effizienz und geringere CO2-Emissionen,
neue Heizungen, Energieerzeugung und Speicher investiert werden.

Wirksame Klimaschutzmaßnahmen machen auch bei Pflegeimmobilien regelmäßig bauliche Maß-
nahmen erforderlich. Notwendige Investitionen in Sanierungsmaßnahmen sind zumeist kostenauf-
wendig. Nur wenige Maßnahmen erfordern keine oder geringinvestive Mittel. Damit sind entspre-
chend hohe Aufwände und große Investitionsvolumina verbunden.

Nach den Rückmeldungen der Teilnehmenden der Erhebung bestehen insbesondere finanzielle
Hemmnisse in der Finanzierung notwendiger investiver Maßnahmen, weil die Kostenträger eine
energetische Sanierung nicht als betriebsnotwendig einstufen. Es wird insbesondere auch festge-
stellt, dass die Sozialhilfeträger in der Wirtschaftlichkeitsbeurteilung von Maßnahmen zur energe-
tischen Sanierung die höheren Investitionskosten einer energetischen Sanierung isoliert betrach-
ten. Bei einer ganzheitlichen Lebenszyklusbetrachtung sind aber auch Kosten- und Einspareffekte
im Bereich der Betriebskosten – und hier insbesondere in Bezug auf die Energiekosten – zu be-
rücksichtigen, die sich in einer Mehrjahresbetrachtung zumindest teilweise kompensierend auswir-
ken.

Energetische Sanierungsmaßnahmen führen in der Regel neben einer Reduzierung der CO2-Emis-
sionen auch zu konkreten Einsparungen insbesondere bei den laufenden Betriebskosten (z. B. bei
energetischer Sanierung durch die Verminderung von Heizkosten).

Bei einer selbstkostenbasierten Betriebskostenfinanzierung laufen Pflegeeinrichtungen jedoch Ge-
fahr, dass Einsparungen bei den Energiekosten auch zu Kürzungen bei der Pflegesatzkalkulation
führen. Damit fehlt für die Einrichtungen der Anreiz, selbst in Effizienzmaßnahmen zu investieren
und damit Energiekosten einzusparen oder Energie für den Eigenbedarf zu gewinnen, da die Re-
finanzierung der Kosten durch die ausschließliche Erstattung der reduzierten Energiekosten nicht
gegeben ist.

10 Curacon-Gutachten im Auftrag der KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH/ Kompetenzzentrum
Contracting, Januar 2023
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6. Zusammenfassung und Fazit

6.1 Zusammenfassung

6.1.1 Der Energieverbrauch ist gesunken

Insgesamt haben 668 Einrichtungen die LamaPoll-Befragung geöffnet, über 300 Teilnehmer haben
den Fragebogen zu großen Teilen ausgefüllt, die Beendigungsquote mit vollständiger Beantwor-
tung der Fragen lag bei 34,6 %. Der Befragung liegt somit eine Stichprobengröße von n = 231
teilnehmenden Einrichtungen zugrunde.

Neben der LamaPoll-Umfrage wurden zusätzlich noch Energiedaten über eine Exceldatei erhoben.
Insgesamt haben 193 Lamapoll-Teilnehmende die Exceldatei zur Energiedatenerhebung einge-
reicht. In die eigentliche Untersuchung der Entwicklung des Energieverbrauchs sind 122 vollstän-
dige Datensätze eingeflossen. Einige der lücken- oder fehlerhaften Energiedatensätze hätten in
einer längeren Bearbeitungszeit und mit weiteren Nachfragen noch ausgewertet werden können.
Diese Erhebung umfasst jedoch nach Wissen der Autoren die bisher umfangreichste Datenbasis
für Energieverbräuche von stationären Pflegeeinrichtungen in Deutschland. Aufgrund des Stich-
probenumfangs ist davon auszugehen, dass die Ergebnisse repräsentativ sind.

Der Stromverbrauch ist in der Vergleichsbetrachtung der Jahre 2022/2021 pro m² im Mittel um 3,6
% und pro Bewohner:in um 4,5 % gesunken. Der Wärmeverbrauch pro m² ist im Mittel um 2,9 %
und pro Bewohner:in um 3,4 % gesunken. Die stärkere Reduzierung pro Bewohner:in deutet auf
eine gestiegene Auslastung hin.

Nachdem die Energieverbräuche der Pflegeeinrichtungen bereits im Jahr 2022 gesunken waren,
konnte der Energieverbrauch im ersten Halbjahr 2023 nochmals reduziert werden. Für das erste
Halbjahr 2023 im Vergleich zum ersten Halbjahr 2022 wurden durchschnittlich 4 % Strom und 7 %
Wärme eingespart.

Eine Analyse der Daten zeigt, dass die Stromverbräuche und der Energieverbrauch für die Wär-
meversorgung unabhängig vom Alter und einer Inanspruchnahme der Ergänzungshilfe tendenziell
gesunken sind. Wir verweisen hierzu zu den dargestellten Ergebnissen unter dem Gliederungs-
punkt 5.

6.1.2 Kein Zusammenhang zu den Ergänzungshilfen

Anhand der erhobenen Daten kann kein direkter Zusammenhang zwischen der Nutzung von Mit-
teln aus dem Härtefallfonds und den Reduzierungen der Energieverbräuche erkannt werden.

Die Ergänzungshilfen aus § 154 SGB XI enthalten auch keine monetären Anreize in Form einer
finanziellen Belohnung für die Reduzierung des Energieverbrauchs. Es ist nicht erkennbar, dass
die Entwicklung des Energieverbrauchs mit der Nutzung der Mittel aus dem Härtefallfonds in Ver-
bindung gebracht werden kann.

6.1.3 Wille zur Übernahme ökologischer Verantwortung seitens der Einrichtungsträger

Der Wille, Energiekosten und die Emissionen schnellstmöglich zu reduzieren sowie Klimascha-
denskosten in Milliardenhöhe zu vermeiden, ist allgemein vorhanden.

Es ist daher davon auszugehen, dass die Bereitschaft, ökologische Verantwortung zu überneh-
men, die allgemeine Sensibilisierung in der Bevölkerung und damit auch bei den Mitarbeitenden
der Pflegeeinrichtungen auch zu verhaltensbezogenen Energiespareffekten beigetragen haben.
Dies kann auch eine Erklärung dafür sein, warum Einrichtungen, die Angabe gemäß keine Ener-
giesparmaßnahmen initiiert haben, ebenfalls einen Rückgang beim Energieverbrauch aufweisen.
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6.1.4 Kostendruck als Treiber zur Reduzierung des Energieverbrauchs

Wir gehen aber auch davon aus, dass nicht zuletzt auch die bestehende Unsicherheit, ob die hohen
(Energie-)Preissteigerungen über die Pflegesätze finanziert werden können, der eigentliche Trei-
ber für Maßnahmen zur Verminderung des Energieverbrauchs waren.

6.1.5 Einflussfaktoren in Bezug auf die Reduzierung des Energieverbrauchs

Folgende Faktoren oder Bedingungen können die Umsetzung von Maßnahmen zur Reduzierung
bzw. die Entwicklung des Energieverbrauchs der Pflegeeinrichtungen im Einzelfall beeinflusst ha-
ben:11

• Beschränkung auf kurzfristig umsetzbare Maßnahmen

• Grad der Umsetzung von Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs in der Ver-
gangenheit

• Umsetzung Nachhaltigkeitsstrategie durch Investitionshemmnisse in Bezug auf die ener-
getische Sanierung eingeschränkt

• Outsourcing

• Wärmebedürfnisse der Bewohner:innen

• Fehlende Anreize für energiesparendes Verhalten

• Administrative Hindernisse

• Betreiber-Investor-Modell: Im vermieteten Bestand hat Träger der Einrichtung keine Steu-
erungsverantwortung in Bezug auf Investitionen.

• Technische Hemmnisse

• Auslastung

• Trägerart

6.1.6 Spielräume zur Hebung von Einsparpotenzialen beim Energieverbrauch

Hinsichtlich der Umsetzung von Energiesparmaßnahmen geben fast die Hälfte (47 %) der teilneh-
menden Einrichtungen an, dass sie bereits in den Jahren vor 2022 Energiesparmaßnahmen in
ihren Pflegeeinrichtungen umgesetzt haben. Ca. zwei Drittel (65 %) setzen im Jahr 2022 oder 2023
weitere Energiesparmaßnahmen um. Knapp 30 % haben bisher keine Energiesparmaßnahmen
umgesetzt. Der Energieverbrauch lässt sich hier mit geeigneten organisatorisch-institutionellen
und verhaltensbezogenen Effizienzmaßnahmen um 10 bis 20 % senken. 85 % der teilnehmenden
Einrichtungen sehen die Möglichkeit, ihren Energieverbrauch bei entsprechenden Investitionen in
ihre Infrastruktur weiter reduzieren zu können.

Die größten noch verbliebenen Spielräume zur Reduzierung des Energieverbrauchs haben sich
aufgrund der Altersstruktur im Bereich der Pflegeimmobilien im Bereich der investiven Maßnahmen
und hier insbesondere in Bezug auf die energetische Sanierung gezeigt. Auch der hohe Bestand
an (Dach-)Flächen bietet große Chancen für die Erzeugung von Solarstrom. Schätzungen zufolge
könnten soziale Einrichtungen nach der Durchführung einer energetischen Sanierung durchschnitt-
lich bis zu 70 % der aktuell benötigten Energie selbst herstellen bzw. einsparen.

11 Vgl. weitergehende Ausführungen im Anhang in Anlage G.
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6.1.7 Investitionshemmnisse in der Finanzierung von investiven Maßnahmen zur Reduzierung des
Energieverbrauchs

Allerdings bestehen erhebliche Investitionshemmnisse, da es in den Landesgesetzen zu den zu
erfüllenden energetischen Standards keine ordnungsrechtlichen Vorgaben gibt und diese Maßnah-
men von den Sozialhilfeträgern nicht als betriebsnotwendig beurteilt werden.

Den Erläuterungen zum Klimaschutzprogramm 2023 der Bundesregierung ist zu entnehmen, dass
die im Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) für den Gebäudesektor vorgesehene Jahresemissions-
menge in den Jahren 2021 und 2022 um 5 Mio. t bzw. 4 Mio. t überschritten wurde.

Wenn die Pflegeeinrichtungen zur Reduzierung des Energieverbrauchs verpflichtet werden sollen,
wäre zunächst zu klären, welchen Beitrag Sozialimmobilien zur Erreichung der klimapolitischen
Ziele leisten können und sollen. Anschließend wäre in Erwägung zu ziehen, in den jeweiligen Lan-
desgesetzen Vorgaben zu den zu erreichenden klimapolitischen Zielen zur CO2-Reduzierung und
den zu erfüllenden energetischen Standards zu verankern. Hiernach wären diese Maßnahmen von
den Sozialhilfeträgern als betriebsnotwendig zu beurteilen, um eine entsprechende Refinanzierung
der Kosten zu ermöglichen.

Um es den Betreibern von Pflegeinrichtungen weiterhin zu ermöglichen, erhöhte energetische
Standards in den Pflegeimmobilien zu erreichen und Solarstrom zur Selbstversorgung zu erzeu-
gen, müssen aber auch die Kostenrichtwerte, die zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von Inves-
titionsmaßnahmen dienen, diese erhöhten energetischen Standards berücksichtigen.

6.1.8 Wachsende Kostenbelastungen für die Pflegebedürftigen

In diesem Zusammenhang ist aber auch zu beachten, dass Mehrkosten zur Erreichung erhöhter
energetischer Standards über die gesonderte Berechnung der Investitionskosten von den Ländern
oder den Pflegebedürftigen zu tragen wären. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass die
Heimkosten und die von den Heimbewohner:innen (nachgelagert von den Sozialhilfeträgern) zu
tragenden Kostenbelastungen bereits u. a. durch die Umsetzung der Tariftreuepflicht erheblich ge-
stiegen sind. Die Integration von zusätzlichen Fachkräften (PpSG) und zusätzlichen Hilfskräften
nach § 84 Abs. 9 SGB XI in den Pflegesatz verursacht laut Berechnungen von Schwan & Partner
(2023) weitere Mehrkosten von 200 € bis 300 € pro Monat.12

Nach Auslaufen der Ergänzungshilfen der Energiepreisbremse im April 2024 würden laut im Rah-
men dieser Evaluation erhobenen Daten Mehrkosten in einer Bandbreite zwischen 50 € und 100 €
pro Monat auf die Pflegebedürftigen zukommen.

Der Neubau eines Pflegeheimplatzes verursacht inzwischen nach den Erfahrungen der von uns
aktuell begleiteten Bauprojekte Kosten von 180.000 € und mehr. In Baden-Württemberg wurde der
Kostenrichtwert (inkl. Inventar ohne Grundstück) mit 149.800 € pro Platz für Neubauprojekte ab
dem 01. Januar 2018 festgesetzt.13 Dieser Kostenrichtwert wird ab dem 01. Januar 2018 viertel-
jährlich mit dem Baukostenindex für Wohngebäude fortgeschrieben, so dass sich im Mai 2023 ein
fortgeschriebener Kostenrichtwert von ca. 216.000 € pro Platz ergibt.

In aktuellen von den Landschaftsverbänden erteilten Festsetzungsbescheiden zeigen sich bei ak-
tuellen Neubauprojekten in NRW in 2023 bereits Investitionskostensätze, die eine Höhe von bis zu

12 Quelle: vgl. Bayernletter 08/2023 S. 6, Schwan & Partner (https://www.schwan-partner.de/bayernletter/)
13 Quelle: Abschlussbericht des Ministeriums für Soziales und Integration über die Arbeitsgruppe Investitionskostenberechnung vom
6. Juni 2018
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50 € pro Tag erreichen. In NRW gilt für Neubauprojekte, die in 2024 in Betrieb genommen werden,
gemäß ein Platzwert von rund 175.000 €.14

Die aktuelle Baupreis- und Zinsentwicklung lässt noch einen weiteren Anstieg erwarten. Ausge-
hend von der Auswertung des VDEK ergab sich im Juli 2023 bundesweit ein durchschnittlicher
Investitionskostensatz von 15,68 € pro Tag (477 € im Monat).15 Dies bedeutet, vom Pflegebedürf-
tigen wären bei Einzug in einen Neubau, der in 2023 in Betrieb genommen wird, bei einem Inves-
titionskostensatz von € 50/Tag monatlich Gesamtkosten von ca. 1.500 € zu tragen. Dementspre-
chend wären im Neubau ca. 1.000 € höhere Investitionskostenbelastungen pro Monat im Vergleich
zum Bundesdurchschnitt (477 € im Monat) zu zahlen.

Mit Blick auf die steigenden Heimkosten und die begrenzten Spielräume zur Reduzierung der Ge-
stehungskosten ist auch unter dem Gesichtspunkt der "Generationengerechtigkeit" abzuwägen,
wie zunehmende Lasten bei den Heimkosten und im Sozialversicherungssystem so verteilt wer-
den, dass eine finanzielle Überforderung sowohl der Pflegebedürftigen als auch der Solidarge-
meinschaft vermieden werden kann.16

6.2 Fazit

Wenngleich nicht davon auszugehen ist, dass die Einführung von Ergänzungshilfen nach 154
SGB XI zum Ausgleich gestiegener Energiekosten direkten Einfluss auf den Energieverbrauch der
Pflegeeinrichtungen genommen hat, ist zu konstatieren, dass die Ergänzungshilfen in der überwie-
genden Anzahl der Fälle die Betreiber (und die Bewohner:innen) vor hohen Steigerungen im Ener-
giekostenbereich geschützt haben. Anhand der Daten von ausgewählten Einrichtungen ist festzu-
stellen, dass Mehrkosten in einer Bandbreite zwischen 50 € und 100 € pro Monat von den
Pflegebedürftigen zusätzlich zu tragen gewesen wären, wenn es die Ergänzungshilfen nicht gege-
ben hätte.

Die überwiegende Anzahl der Teilnehmer hat Energiesparmaßnahmen bereits vor 2022 (47% der
Teilnehmer) bzw. in 2022/2023 (65% der Teilnehmer) umgesetzt.

Nach den Rückmeldungen der Teilnehmenden der Erhebung bestehen jedoch insbesondere finan-
zielle Hemmnisse in der Finanzierung notwendiger investiver Maßnahmen, weil die Kostenträger
eine energetische Sanierung nicht als betriebsnotwendig einstufen. Aus Sicht der teilnehmenden
Einrichtungen wird angemerkt, dass die Sozialhilfeträger in der Wirtschaftlichkeitsbeurteilung von
Maßnahmen zur energetischen Sanierung die höheren Investitionskosten einer energetischen Sa-
nierung zu isoliert betrachteten. Bei einer ganzheitlichen Lebenszyklusbetrachtung wären hinge-
gen auch Kosten- und Einspareffekte im Bereich der Betriebskosten – und hier insbesondere in
Bezug auf die Energiekosten – zu berücksichtigen, die sich in einer Mehrjahresbetrachtung zumin-
dest teilweise kompensierend auswirken.

Wenn die klimapolitischen Ziele erreicht werden sollen, sind Lösungsansätze zur Beseitigung der
Hemmnisse für die Finanzierung von investiven Energiesparmaßnahmen in Pflegeheimen zu ent-
wickeln17.

Energetische Sanierungsmaßnahmen führen in der Regel neben einer Reduzierung der CO2-Emis-
sionen auch zu konkreten Einsparungen insbesondere bei den laufenden Betriebskosten (z. B. bei
energetischer Sanierung durch die Verminderung von Heizkosten).

14 Quelle: Erlass des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) vom 5. September 2023
15 Vgl. https://www.vdek.com/presse/pressemitteilungen/2023/pflegeheim-finanzielle-belastung-steigt-kontinuierlich.html
16 Vgl. Kurzexpertise von Prof. Dr. Christian Hagist zu den Konsequenzen des „Klima-Urteils“ für die Nachhaltigkeit der Sozialen Si-
cherungssysteme in Deutschland, eine staatswissenschaftliche Analyse (Berlin, August 2021)

17 vgl. Curacon-Gutachten im Auftrag der KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH/ Kompetenzzentrum
Contracting, Januar 2023



43Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit, 2023

Es ist letztendlich aber auch in den Blick zu nehmen, wie im Sinne der Generationengerechtigkeit
zunehmende Lasten der Heimkosten und der Sozialversicherungssysteme so verteilt werden, dass
eine finanzielle Überforderung sowohl der Pflegebedürftigen als auch der Solidargemeinschaft ver-
mieden werden kann.

Ratingen, am 21. September 2023

CURACON GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zweigniederlassung Ratingen

Knauf Grabow
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

(digital signiert) (digital signiert)
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Anhang
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Anlage A: Fragebogen zur Evaluation der Energieverbräuche
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Anlage B: Vergleich der Stichprobe mit dem Markt

B.1 Vergleich der Stichprobe mit dem Markt nach Bundesländern

B.2 Vergleich der Stichprobe mit dem Markt nach Trägerart
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B.3 Vergleich der Stichprobe mit dem Markt nach Größenklassen



75Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit, 2023

Anlage C: Durchführung konkreter Maßnahmen in unterschied-
lichen Bereichen

C.1. Energiemanagement und strategische Maßnahmen

C.2. Anpassungen von Prozessen und Strukturen zur positiven Beeinflussung des
Nutzerverhaltens Energiemanagement und strategische Maßnahmen

C.3. Bauliche Klimafolgeanpassungen und sonstige bauliche Maßnahmen
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C.4. Energiesparende und energiekosteneinsparende Maßnahmen

C.5. Optimierung technischer Anlagen zur Wärmeerzeugung und Wärmerückgewinnung
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C.6. Optimierungen im Wassermanagement

C.7. Maßnahmen im Bereich Mobilität
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Anlage D: Weitere Grafiken zur Entwicklung des Energiever-
brauchs

Änderung des Stromverbrauchs der (69) Pflegeeinrichtungen im 1. Quartal; Einsparung: 71% der Häuser
(23-22) bzw. 49% (22-21); Erhöhung: 14% (23-22) bzw. 32% (22-21); kaum Änderung (im Bereich ±1%): 14%
(23-22) bzw. 19% (22-21)

Änderung des Wärmeverbrauchs der (24) Pflegeeinrichtungen im 1. Quartal; Einsparung: 88% der Häuser
(23-22) bzw. 29% (22-21); Erhöhung: 8% (23-22) bzw. 54% (22-21); kaum Änderung (im Bereich ±1%): 4%
(23-22) bzw. 17% (22-21)

-30%

-20%

-10%

0%

10%

20%

30%
1 5 9

11 13 16 19 22 24 26 31 33 36 38 40 42 51 54 72 74 76 78 80 82 85 87 89 91 94

10
1

10
4

10
6

10
8

11
8

12
2

Ä
n
d
e
ru
n
g

S
tr
o
m
ve
rb
ra
u
c
h
[%
]

Nummer der Pflegeeinrichtung

Q1 2022-2021

Q1 2023-2022

-30%

-20%

-10%

0%

10%

20%

30%

2 5 7 9

11 12 22 23 25 34 42 51 70 81 88 89 90 94 99

10
4

10
6

10
7

10
8

11
6

Ä
n
d
e
ru
n
g
w
it
te
ru
n
g
s
b
e
re
in
ig
te
r

W
ä
rm
e
ve
rb
ra
u
c
h
[%
]

Nummer der Pflegeeinrichtung

Q1 2022-2021

Q1 2023-2022



79Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit, 2023

Änderung des Stromverbrauchs der (64) Pflegeeinrichtungen im Zeitraum März bis Juni; Einsparung: 78%
der Häuser (23-22) bzw. 56% (22-21); Erhöhung: 14% (23-22) bzw. 30% (22-21); kaum Änderung (im Bereich
±1%): 8% (23-22) bzw. 14% (22-21)

Änderung des Wärmeverbrauchs der (22) Pflegeeinrichtungen im Zeitraum März bis Juni; Einsparung: 77%
der Häuser (23-22) bzw. 68% (22-21); Erhöhung: 18% (23-22) bzw. 23% (22-21); kaum Änderung (im Bereich
±1%): 5% (23-22) bzw. 9% (22-21)
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Anlage E: Verwertung bereits vorhandener Erkenntnisse exis-
tierender Studien und Projekte

1. Forschungsprojekt „Modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Umweltkommunikati-
onskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und Pflegeheimen“ (Solites, 2018)18

In dem Forschungsprojekt von Solites „Modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Um-
weltkommunikationskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und Pflegeheimen“ konnten Ener-
gieeinsparungen durch energiebewusstes Verhalten sowie gering investive Maßnahmen wie
Optimierung der Heizungsregelung, Einsatz von LED-Lampen oder achtsame Wassernutzung
nachgewiesen werden. In den engagiertesten der zehn teilnehmenden Einrichtungen konnten
im Jahr 2017 bis zu 21 % Wärme und je 12 % Strom und Wasser gespart werden. Bei der
Auswertung wurden die berechneten Energiekennwerte des Jahres 2017 im Vergleich zum
durchschnittlichen Kennwert der Jahre 2013 bis 2015 (Basisjahre) berechnet.
Aktuell arbeitet Solites mit zehn Piloteinrichtungen an den Themen Energieeinsparung und
Ressourcenschonung durch energiebewusstes Verhalten und Schulungen in der Pflegebran-
che. Projekttitel: „Kommunikations- und Bildungskonzept zur Ressourcenschonung in statio-
nären Pflegeeinrichtungen“. Zum Erfahrungsaustausch wurde ein soziales Online-Netzwerk
für die stationäre Altenpflege aufgebaut: www.kombina.de.

2. Vier Schritte zur emissionsfreien Sozialwirtschaft (im Bereich der Sozialimmobilien)19

Großes Potenzial zur CO2-Reduktion liegt insbesondere im Bereich der Sozialimmobilien.
Dazu zählen unter anderem Pflegeheime, Kindergärten, Krankenhäuser und Wohneinrichtun-
gen. Die Energieversorgung (Strom, Wärme) der etwa 100.000 Sozialimmobilien verursacht
einer Berechnung zufolge einen CO2-Ausstoß von bis zu 14 Millionen Tonnen pro Jahr. Ge-
mäß der Kalkulation des Umweltbundesamts belaufen sich die entsprechenden Klimascha-
denskosten auf jährlich rund 9,8 Milliarden Euro (698 Euro pro Tonne).

Zugleich bietet der hohe Bestand an (Dach-)Flächen große Chancen für die Erzeugung von
Solarstrom. Berechnungen zufolge könnten soziale Einrichtungen nach der Durchführung ei-
ner energetischen Sanierung durchschnittlich 70 Prozent der aktuell benötigten Energie selbst
herstellen bzw. einsparen.
Für die zügige Umstellung auf eine klimaschonende Gesundheits- und Sozialwirtschaft ist ein
strategisches Vorgehen gefragt. Der Vorschlag des VdDD, der mit einer Expertengruppe unter
wissenschaftlicher Begleitung erarbeitet worden ist, beruht auf vier Säulen:
Verankerung des gesamtgesellschaftlichen Nachhaltigkeitsziels im Sozialrecht

• Anreize schaffen zur Kostenreduzierung als Effekt energetischer Sanierungen
• Finanzierung durch eigenständige, handelbare Zertifikate in der Sozialwirtschaft
• Energieerzeugung und -vermarktung durch sozialwirtschaftliche Unternehmen

3. Untersuchung der Hemmnisse für die Finanzierung von Energiesparmaßnahmen in Pfle-
geheimen und Vorstellung von Lösungsansätzen20

Zur Erreichung der klimapolitischen Ziele besteht hoher Handlungsdruck. Insbesondere auch
im (veralteten) Gebäudebestand der Pflegeimmobilien sind die CO2-Emissionen deutlich zu
reduzieren.

18 Quelle: „Modellhafte Entwicklung und Umsetzung eines „Umweltkommunikationskonzeptes Energieeffizienz“ in Alten- und
Pflegeheimen“ (DBU AZ 31596/01, 06/2015 bis 10/2018) und „Kommunikations- und Bildungskonzept zur Ressourcenscho-
nung in stationären Pflegeeinrichtungen“ (DBU AZ 37168/01, 03/2022 bis 02/2025), www.dbu.de/projekte/projektsuche/

19 Quelle: https://www.v3d.de/rundschreiben/09100_Rundschreiben/09230_Sonstiges/2022/Vier_Schritte_zur_emissions-
freien_Gesundheits-_und_Sozialwirtschaft_Konzeptpapier_2022-11-23_Langfassung_VdDD.pdf

20 Curacon-Gutachten (2023) “Untersuchung der Hemmnisse für die Finanzierung von Energiesparmaßnahmen in Pflegehei-
men und Vorstellung von Lösungsansätzen”
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Wirksame Klimaschutzmaßnahmen machen auch bei Pflegeimmobilien häufig bauliche Maß-
nahmen erforderlich. Notwendige Investitionen in Sanierungsmaßnahmen sind zumeist kos-
tenaufwendig. Nur wenige Maßnahmen erfordern keine oder geringinvestive Mittel. Damit sind
entsprechend hohe Aufwände und große Investitionsvolumina verbunden.

Es bestehen jedoch zahlreiche Investitionshemmnisse, die u. a. durch Anpassungen im
Rechtsrahmen auf Landesebene beseitigt werden könnten. Hierzu wären die Pflicht zur ener-
getischen Sanierung im Ordnungsrecht und ein (angemessener) Refinanzierungsanspruch im
Leistungsrecht zu verankern. Dies hätte allerdings auch einen Paradigmenwechsel zur Folge,
der kurzfristig nicht realisierbar wäre und auch die unternehmerische Freiheit der Träger ein-
geengt.
Ausgehend von vorgeschalteten Analysen der Rahmenbedingungen sowie unter Berücksich-
tigung der Ergebnisse des Workshops und der Expertenbefragungen wurden die folgenden
kurz- sowie mittel- und langfristigen Lösungsansätze abgeleitet:

• CO2-Ziele definieren für Pflegeimmobilien
• Handreichung zur Sanierung in Pflegeeinrichtungen erarbeiten
• Handreichung zum Contracting in Pflegeeinrichtungen erarbeiten
• Neugestaltung des Ordnungs- und Leistungsrechts
• Nachhaltigkeit als Kriterium im Sozialgesetzbuch (SGB I) einführen
• Schutz der Pflegebedürftigen vor steigenden Kostenbelastungen gewährleisten

4. Kurzfristig umzusetzende Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz von Gebäuden
und Quartieren21

In dieser Veröffentlichung der Technischen Universität Berlin/Einstein Center Digital Future
werden kurzfristige Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz im Betrieb von Gebäuden
und Quartieren aufgezeigt. Zur Ermittlung wurden im Rahmen des 11. Projektleitungstreffens
Energiewendebauen Kurzfragebögen unter den Teilnehmenden verteilt. Vertreter aus 46 Ver-
bundprojekten haben an der Befragung teilgenommen und über 100 Vorschläge konnten ge-
sammelt werden. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind von neun Experten aus der BF2020
zusammengefasst und um Erklärungen sowie weitere Vorgänge ergänzt. Insgesamt konnten
somit 110 Vorschläge zusammengestellt werden, die einen Beitrag zur Senkung des Energie-
und damit das Gasverbrauchs in Gebäuden und Quartierten leisten können.

In dieser Veröffentlichung werden drei Diskussionsbeträge zur Einsparung von Energie und
Erdgas in Bestandsgebäuden geliefert:

• Eine zusammenfassende Grafik relevanter und schnell umsetzbarer Maßnahmen mit
einer Einschätzung möglicher Einsparungen.

• Eine Bewertung alle genannten Maßnahmen in Hinblick auf Aufwand und Wirkung.
• Eine tabellarische Übersicht aller genannter Vorschläge als Basis für weiterführende

Diskussionen.

21 Quelle: Felix Rehmann, et. al., KURZFRISTIG UMZUSETZENDE MAẞNAHMEN ZUR STEIGERUNG DER ENERGIEEFFI
ZIENZ VON GEBÄUDEN UND QUARTIEREN, Whitepaper, 2022
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Anlage F: Beeinflussung des Energieverbrauchs durch weitere
Faktoren

Der Energieverbrauch wird nach unserer Einschätzung insbesondere auch durch folgende
Faktoren beeinflusst:

1. Kostendruck

Es ist davon auszugehen, dass insbesondere die Erwartung drohender Verluste aufgrund nicht
vollständig refinanzierter Kostensteigerungen zu einem hohen Handlungsdruck für die Betrei-
ber von Pflegeeinrichtungen verursacht hat. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die Pflege-
kassen die hohen Kostensteigerungen im Energiebereich (zunächst) nicht als unvorherseh-
bare wesentliche Veränderungen der Annahmen (vgl. § 85 Abs. 7 SGB XI), die der
Vereinbarung oder Festsetzung der Pflegesätze zugrunde lagen, akzeptiert hatten. Die Pfle-
gesätze konnten trotz Verlangen der Betreiber von Pflegeheimen für den laufenden Pflege-
satzzeitraum daher nicht vorzeitig neu verhandelt werden.

2. Beschränkung auf kurzfristig umsetzbare Maßnahmen

Da die Ergänzungshilfen faktisch erst ab März 2023 wirksam geworden sind, können im Be-
trachtungszeitraum nur kurzfristig umsetzbare Maßnahmen zur Reduzierung des Energiever-
brauchs wirksam werden. Im Grad der kurzfristigen Beeinflussbarkeit des Energieverbrauchs
liegt somit ein weiterer Einflussfaktor.

3. Grad der Umsetzung von Maßnahmen zur Reduzierung des Energieverbrauchs

In Abhängigkeit davon, ob und in welchem Umfang in der Vergangenheit bereits Maßnah-
men zur Reduzierung des Energieverbrauchs umgesetzt werden, besteht noch Spielraum
zur Optimierung. Soweit die Potenziale bereits in der Vergangenheit ausgeschöpft worden
sind, kann der Energieverbrauch nur noch begrenzt beeinflusst werden.

4. Umsetzung Nachhaltigkeitsstrategie durch Investitionshemmnisse in Bezug auf die ener-
getische Sanierung eingeschränkt

Die Themen Nachhaltigkeit/Green Controlling und Liquiditätssteuerung scheinen in der Breite
der Träger in der Sozialwirtschaft noch weit weg vom Alltag der Befragten zu sein.22 Über zwei
Drittel der befragten Einrichtungen geben im Curacon-Altenhilfebarometer an, dass sie sich
bereits mit dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt haben, wobei aber 56,0 % auch zu
bedenken geben, dass eine solche Auseinandersetzung mit Nachhaltigkeit im Lichte der Viel-
zahl an Themen, die die Altenhilfe derzeit beschäftigt, kaum oder nicht möglich ist.23

Eine Nachhaltigkeitsstrategie, die auch die Optimierung des Energieverbrauchs erfasst, sowie
ein systematisches Energiekostencontrolling, haben bisher nur wenige Träger - und wenn,
insbesondere größere Träger - etabliert.

Zur erfolgreichen Umsetzung einer Nachhaltigkeitsstrategie sind aber auch Investitionen er-
forderlich. Die größten Potenziale zur Reduzierung des Energieverbrauchs liegen in investiven
Maßnahmen und hier insbesondere in der energetischen Sanierung des Gebäudes. Hier be-
stehen aber insbesondere in der Refinanzierung der Investitionskosten Investitionshemm-
nisse.

22 Vgl. Curacon-Studie Controlling in der Sozialwirtschaft (2023)
23 Vgl. Curacon-Altenhilfebarometer 2023
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5. Outsourcing

Ein Großteil der in Alten- und Pflegeheimen benötigten Energie entfällt auf die Wärme- und
Kälteerzeugung sowie die Beleuchtung, Speisenproduktion oder Wäschereinigung. Wenn ein
Fremdbezug aufgrund der Auslagerung der Speisenproduktion, Wäschereinigung, Unterhalts-
reinigung oder im Verwaltungsbereich erfolgt, ist insoweit der Energieverbrauch durch den
Betreiber der Pflegeeinrichtungen nicht beeinflussbar.

6. Wärmebedürfnisse der Bewohner.innen

Aufgrund der Wärmebedürfnisse der Pflegebedürftigen können die Raumtemperaturen in der
Regel nicht abgesenkt werden.
Auf der anderen Seite stellen für Pflegende und Menschen mit Pflegebedarf der Klimawandel
und die mit ihm einhergehende Hitze große Herausforderungen dar. Eine ausgewogene
Kühlung des Raumes, die Wärmeabsenkung sowie die Erwärmung sind in der Pflegeheim-
einrichtung ein wichtiger Faktor. Eine moderne Klimatisierungs- und Kühlungsanlage hat so-
mit auch einen enormen gesundheitlichen Nutzen für die Pflegebedürftigen verbunden, ver-
ursacht aber Investitionsbedarf für die Betreiber der Pflegeheime. Die bestehenden
Investitionshemmnisse wurden bereits beschrieben.

7. Fehlende Anreize für energiesparendes Verhalten

Energiesparendes Verhalten wird in den Pflegesatzverhandlungen nicht honoriert, weil Ener-
giekosten über die Sätze für Pflege und Unterkunft abgerechnet werden. Sinken die tatsächli-
chen Kosten, besteht die Gefahr, dass sich somit auch die anzuerkennende Kostenbasis re-
duziert.

8. Administrative Hindernisse

In den Pflegeinrichtungen (insbesondere bei kleinen Trägern) fehlen häufig die notwendigen
personellen Kapazitäten für das Energiemanagement und die Planung von energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen.
Im vermieteten Bestand hat Träger der Einrichtung keine Steuerungsverantwortung in Bezug
auf Investitionen.
Mitunter bestehen Informationsdefizite hinsichtlich der Fördermöglichkeiten: Insbesondere
kleinere Einrichtungen sind abhängig von der Beratung durch externe Planer.
Im Einzelfall könnten Verbände Einrichtungen mehr informieren über Potenziale sowie Kos-
ten/Nutzen von Modernisierungen (z. B. über Musterbeispiele etc.).

9. Technische Hemmnisse

Aufgrund des Alters der Gebäude (Lebensdauer, Denkmalschutz) werden diese als unattraktiv
für Sanierungsmaßnahmen angesehen. Die moderne Technik ist mitunter kompliziert, die die
Nutzer überfordert. Isolierfenster sind z. B. oft sehr schwer, sodass diese von Bewohnern und
Bewohnerinnen nicht mehr selbständig bedient werden können.
Häufig ist die Technik noch nicht angepasst. Die Temperatur wird dauerhaft hochgefahren und
reguliert wird über das Öffnen der Fenster. Zudem wird in Pflegeheimen mehr gelüftet, um
schlechte Gerüche zu vermeiden. Die Folge sind hohe Wärmeverbräuche.
Der Betreiber hat nur geringe Möglichkeiten einzugreifen. In ihren Zimmern können die Be-
wohner:innen selbst entscheiden (wie in normalen Miet -oder Eigentumswohnungen).

10. Auslastung

Die voranstehenden Analysen, insbesondere die der Energieverbräuche, lassen die Vermu-
tung zu, dass die sinkenden Energieverbräuche auch auf eine sinkende Auslastung zurückzu-
führen sein könnten. Tatsächlich weisen die Auslastungen der teilnehmenden Einrichtungen
aber eine steigende Auslastung auf (siehe Abbildung 3), so dass auszuschließen ist, dass die
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Reduzierung darauf zurückzuführen ist. Ein Vergleich mit Daten aus dem Curacon-Daten-
pool24 zeigen zudem, dass die teilnehmenden Einrichtungen eine ähnliche hohe Auslastung
haben wie andere Marktteilnehmer, die im Datenpool erfasst sind.
Bei den Teilnehmenden der Studie und auch im Curacon-Datenpool sind private Träger im
Vergleich zur allgemeinen Marktstruktur unterrepräsentiert. Aus dem Bereich der privaten Trä-
ger wird berichtet, dass erhebliche personelle Engpässe bestehen und damit Belegungsein-
schränkungen sowie Erlöseinbrüche einhergehen.
Die Pflegestatistik 2021 beziffert den Auslastungsgrad auf knapp 88 Prozent. In Bayern, dem
Bundesland mit den aktuellen Zahlen, ist die tatsächliche Auslastung seit 2017 um fünf Pro-
zentpunkte auf nunmehr 87,7 gesunken.25

Abbildung 3: Auslastung der teilnehmen Einrichtungen im Vergleich zu Daten aus dem Curacon-Datenpool

11. Trägerart

Darüber hinaus wurde in einer weiteren Analyse eine Clusterung nach Trägerart vorgenom-
men. Zunächst ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass die Stichprobengröße nicht aus-
reichend ist, um Aussagen hinsichtlich der Trägerart zu treffen, da nur acht bzw. zwei Einrich-
tungen aus privater Trägerschaft Strom- bzw. Wärmedaten eingereicht haben. Auf Basis der
eingereichten Daten zeigt sich im Mittelwertvergleich ein sehr heterogenes Bild, welches keine
Rückschlüsse auf eine Einflussnahme der Trägerart zulässt (siehe Abbildung 4)

24 Im Curacon-Datenpool werden Daten zur wirtschaftlichen Situation aus der Abschlussprüfung und Beratung sowie aus dem
Bundesanzeiger von Trägern von Pflegeheimen erfasst. Zur Auslastung wurden für 2022 die Daten von 161 Unternehmen mit
durchschnittlich 2-3 stationären Einrichtungen (2021: 260 Unternehmen) erfasst.

25 Vgl. bpa.Magazin Ausgabe 2/2023, Norbert Grote (bpa), S. 9 ff.
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Abbildung 4: Mittelwerte der Veränderungen der vorliegenden Energieverbräuche in den Betrachtungszeit-

räumen geclustert nach Trägerart
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Anlage G: Wichtige Hinweise zu Haftungsverhältnissen und All-
gemeine Auftragsbedingungen

• Dieser Ergebnisbericht wurde ausschließlich für eingangs genannten Auftraggeber erstellt
und darf nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung von Curacon anderen Personen zu-
gänglich gemacht, im Ganzen oder teilweise zitiert oder veröffentlicht werden. Curacon
übernimmt für diesen Ergebnisbericht keine Verpflichtung und Haftung gegenüber anderen
Personen als dem Auftraggeber. Wir weisen explizit darauf hin, dass im Falle der nicht
autorisierten Verwendung des Ergebnisberichts durch Dritte wir diesen gegenüber keiner-
lei Verpflichtung und Haftung übernehmen und die Verantwortung ausschließlich bei die-
sen Dritten liegt, ob sie Informationen, die ihnen zugänglich gemacht werden, als für ihre
Zwecke tauglich erachten. Die Verwendung unserer beruflichen Äußerungen zu Werbe-
zwecken ist unzulässig.

• In den Fällen, in denen unser Ergebnisbericht mit anderen Berichten oder Aussagen ver-
bunden wird, übernehmen wir keine Verpflichtung und Haftung für Berichte oder Aussagen
anderer Personen. Der vorliegende Ergebnisbericht ist unabhängig vom Inhalt solcher und
anderer, vom Auftraggeber beauftragter Untersuchungen oder Darstellungen zu sehen.

• Unsere Analysen und Untersuchungen auf Basis der uns im Rahmen des Beratungspro-
jektes vorgelegten Dokumente und uns erteilten Auskünfte sind unter folgenden Voraus-
setzungen bzw. Annahmen erfolgt:

o Sofern nicht ausdrücklich angegeben bzw. aus den Informationen selbst ersichtlich,
gehen wir davon aus, dass sämtliche von uns untersuchten Dokumente und uns
erteilten Auskünfte zutreffend, vollständig und nicht irreführend sind, Fotokopien
dem jeweiligen Original entsprechen und uns keine Dokumente oder Informationen
von Bedeutung vorenthalten wurden.

o Verträge oder Vereinbarungen können nach ihrem Abschluss mündlich oder an-
derweitig von den Parteien abgeändert worden sein, ohne dass wir davon Kenntnis
haben oder dies den vorgelegten Dokumenten zu entnehmen wäre. Es kann dar-
über hinaus Verträge oder Dokumente geben, von denen Curacon keine Kenntnis
hat.

o Wir gehen weiter davon aus, dass die Verträge und Vereinbarungen ordnungsge-
mäß von den darin aufgeführten Parteien unterzeichnet wurden und die Parteien
sowie die unterzeichnenden Personen hierzu berechtigt waren.

o Vorgänge und Hintergründe, die sich nicht aus den Dokumenten und uns erteilten
Auskünften ergeben, sind nicht Gegenstand der Untersuchung.

• Wir weisen darauf hin, dass die Verantwortung für die erfolgreiche Umsetzung und Leitung
des Gesamtprojektes allein bei dem Auftraggeber verbleibt. Die Curacon GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft darf aus berufsrechtlichen Gründen nicht die Rolle eines un-
ternehmerischen Entscheiders übernehmen.

• Im Übrigen gelten für diesen Auftrag, auch im Verhältnis zu Dritten, die Allgemeinen Auf-
tragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fas-
sung vom 1. Januar 2017.






